
217 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates VIII. GP. 

Bericht 
des Hauptausschusses 

über die Anträge der Abgeordneten Polcar 
und Genossen betreffend die Schaffung eines 
Bundesverfassungsgesetzes über die teilweise 
Aufhebung des Verbotsgesetzes 1947 und des 
Nationalsozialistengesetzes, BGBI. Nr. 25/ 
1947 (2/ A), der Abgeordneten Eibegger, 
Dr. Pfeifer und Genossen betreffend General­
amnestie für politische Verbrechen (6/A) und 
der Abgeordneten Eibegger und Genossen 
betreffend ein Bundesverfassungsgesetz über 
eine Amnestie für pol!tische Delikte (30lA). 

In der 1. Sitzung des Nationalrates der 
VIII. Gesetzgebungsperiode am 8. Juni 1956 
haben die Abgeordneten Pol c a r, Dr. Go r­
ba c h, Dr. Hof e n e de r, W ein m a y er, 
Pr i n k e und Genossen einen Antrag (2/A) be­
treff·end die teilweise Aufhebung -des Verbots­
gesetz·es und d'es Nationalsozialistengesetzes ein­
gebracht. In der gleichen Sitzung des National­
rates haben die Abgeordneten Ei be.g ger, 
Dr. Pfeifer, Holzfeind, Dr. Zech­
man n, We i k h art, Dr. T SI C h ade kund 
Genossen einen Entschließungsantrag (6/A) be­
treffend eine allgemeine Amnestie für politische 
Delikte seit 1933 vorgelegt. Die heiden Anträge 
wurden in der 2. Sitzung des Nationalrates am 
4. Juli 1956 dem Hauptausschuß zugewiesen. Der 
Hauptausschuß setzte zur Vorberatung dieser 
Anträge - sowi,e der inzwischen 'bereits erledig­
ten Regierungsvorlage (9 der Beilagen) betref-­
f.end ,die Vermögensverfallsamnestie am 
12. Juli 1956 einen rteungliedrigen Unter ausschuß 
ein, in dem die Osterreichisch,e Volkspartei ,durch 
die Abgeol'dneten Dipl.-Ing. Pius F in k (Vor­
sitzender), Dr. Gor b ach, Dr. Kr a n z 1-
m a y rund Pol c a r, die Sozialistische Partei 
Osterreichs durch die Abgeordneten Ei b e g­
ger, Ferdinanda F los sm a n n, Hol z f ein d 
und M a r k und die Freiheitlich·e Partei tlster­
reichs durch den Abgeordneten Dr. Pfeifer 
vertreten waren. 

217 der Beilagen 

In der 20. Sitzung des Nationalrates am 
13. Dezember 1956 brachten die Abgeordneten 
Ei beg ger, Ferdinanda F los s man n, 
M a r k, Hol z fe in d, Dr. Kor e f, Ai g ne r, 
Z e c h t I, Rom u'nd Genossen einen Antrag 
(30/ A) auf eine Amnestie für politische Delikte 
ein, die vor dem 30. November 1956 begangen 
wurden. Auch dieser - am 17. Dezember 1956 
dem Hauptausschuß zugewiesene - Antrag 
wurde im Unterausschuß vorberaten. 

Am 21. Feber 1957 legten bei den Beratungen 
im Unterausschuß die Abgeordneten Pol c a r, 
Ei beg ger und Genossen einen Entwurf für 
ein Bundesverfassungsgesetz betreffend eine NS­
Amnestie und die Abgeordneten E i beg ger, 
Pol c a r und Genossen einen Entwurf für ein 
Bundesgesetz über eine Amnestie der übrigen 
politischen Straftaten als Verhandlungsgrundlage 
vor. Zu diesen beiden Gesetzentwürfen: stellte 
im Unterausschuß Abgeordneter Dr. P fe i f e r 
eine Reihe von Abänderungsanträgen. Die Mehr­
heit des Unterausschusses entschloß sich, dem 
Hauptausschuß die Annahme dieser zwei Ge­
setzentwürfe zu empfehlen. Gleichzeitig haben 
die der tlvp und SPtl angehörenden Unteraus­
schußmitglieder ,einen Entwurf für eine Novelle 
zum Staatsbürgerschafts-überleitungsgesetz aus­
gearbeitet, der als selbständiger Antrag des 
Hauptausschusses gemäß § 17 der Geschäftsord­
nung behandelt werden soll. 

Der vom Unterausschuß bestellte Referent, 
Abgeordneter Ei beg ger, erstattete in der 
Sitzung des Hauptausschusses vom 28. Feber 
1957 einen ausführlichen Bericht über die Er,geb­
nisse der V,erhandlungen des Unterausschusses. 
Anschließend wurden die drei vom Unteraus­
schußempfohlenen Gesetzentwürfe eingehend 
durchbesprochen. Die Beratungen wurden dann 
in einer weiteren Sitzung des Hauptausschusses 
am 11. März 1957 fortgesetzt und abgeschlossen. 
In der Debatte über den Bericht des Unteraus-
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schusses ergriffen außer dem Berichterstatter die noch anhängigen VerfaLren zu Ende geführt 
Ahgeordneten Dr. P f e i f e r, Hol z fein d, werden. Nach Inkrafttreten der NS-Amnestie 
Dr. Gor b ach, SI a v i k, D w or a k, 1957 wird noch die Möglichkeit bestehen, bei 
Dr. Kr a n zirn a y r, K r i p p n e r und Mark Vorliegen der Voraussetzungen des § 69 A VG. 
das Wort. Der Entwurf zur NS-Amnestie 1957 1950 (Wiederaufnahme des Verfahrens) und des 
wurde in der vom Unterausschuß empfohlenen § 71 AVG. 1950 (Wiedereinsetzung in den yori­
Fassung unter lkrücksichtigung einiger gemein- gen Stand) eine Abänderung einer bereits ge­
samer Anträge von Abgeordneten der Regie- troffenen Entscheidung über die Verzeichnung 
rungsparteien und zweier Anträge des Ahgeord- herbeizuführen. 
neten Dr. P f e i fe r angenommen. Ferner wird 'in den Fällen, in denen der Be-

Der Entwur,f 'betreffend eine Amnestie für I troffene nur auf Grund eines "erichtlichen Ur-. 0 

politische Straftaten (Amnestie 1957) wurde in teil-es gemäß § 17 Abs. 2 lit. f Verbotsgesetz 
der vom Unterausschuß empfohlenen Fassung, 1947 als belastet verzeichnet ist und das Urteil 
jedoch mit einer von den Ahgeordneten nachher aufgehoben wurde, eine Abänderung 
Ei beg ger, Dr. Kr a n zirn a y rund Genos- nach § 68 AVG. 1950 oder § 43 der Verordnung 
sen Ibeantragten Abänderung zum § 1 Abs. 3 der Bundesregierung vom 10. März 1947, BGBL 
(27. Juli 1955 statt 30. November t 956)zurri Nr. 64, auch nach dem Inkrafttreten der Amne-
Beschluß erhoben. stie möglich sein .. 

Zu den drei Gesetzentwürfen, die der H2.upt­
ausschuß nunmehr dem Hohen Haus zur Be­
schlußfassung vorlegt, ist im einzelnen folgendes 
zu sagen: 

Zu § 2 bis § 6: 

Die §§ 2 und 3 enthalten al1gemeine Grund­
sätze für die Anwendung der in den §§ 5 und 6 
enthaltenen Sonderbestimmungen. 

1. 
§ 5 sieht ein Verbot der Nachzahlung von Be­

Zum Entwurf des Bundesverfassungsgesetzes, zugsvorschüssen oder Bezügen im öffentlichen 
womit Bestimmungen des Nationalsoziali- Dienst für die in diesem Paragraphen genannten 
stengesetzes, BGBt. Nr. 25/1947, abgeändert Personen vor. 
oder aufgehoben werden (NS-Amnestie I 

1957): § 6 bestiinmt, inwieweit Rechtswirkungen 
nach dem XIV. und XV. Hauptstück des Natio-

Zu Artikel I. nalsozialistengesetzes hinsichtlich Wohnungen, 
Zu § 1: Möbel und Kleingärten durch die Bestimmungen 

Abs. 1 bestimmt, daß ab dem Inkrafttreten dieses Bundesverfassungsgesetzes berührt werden. 
der NS-Amnestie 1957 jede Meldepflicht für ehe- Dieser Bestimmung zufolge haben demnach jene 
malige Nationalsozialisten entfällt und ,eine VerQ Personen, für deren Wohnung eine vorläufige Be­
zeichnung, demnach auch eine amtswegige nach nützungsbewilligung im Sinne des Abschnit­
§ 13 Verbotsgesetz 1947, in den Registrierungs- tes III, XIV. Häuptstück des Nationalsozialisten­
listen nicht mehr stattzufinden hat. gesetzes ausgestellt wurde, wenn sie vor dem In-

krafttreten dieses Bundesverfassungsgesetz.es be­
Abs. 2 sieht vor, daß rechtskräftige Verzeich- reits rechtskräftig verzeichnet waren heziehungs­

nungen VOn minderbelasteten und belasteten weise wenn gemäß § 2 Abs. 3 dieses Bundes-
Personen als gestrichen gelten. Da in Hinkunft verfassungsgesetzes festgestellt erscheint, daß sie 
eine Registrierung nicht mehr stattfindet, ent- der Verzeichnung in den Registrierungslisten 
fällt auch die bisher jährlich zweimal vorgesehene unterliegen würden, keinen Anspruch auf Auf­
öffentliche Auflegung der Registrierungslisten. hebung der vorläufigen Benützungsbewilligung. 

Eine gesetzliche Anordnung, daß Auskünfte Dagegen ist die Rückgabe von Mobeln und 
über eine bestandene Verzeichnung nach dem Kleinlgärten ungeachtet des Umstandes, daß die 
Verbotsgesetz in amtlichen Leumundsnoten nicht früheren Inhaber rechtskräftig verz·eichnet waren 
erwähnt werden dürfen, erübrigt sich, da in oder daß sie nach einer im § 2 Abs. 3 dieses 
~olchen Zeugnissen (Führungszeugnissen) n~r Bundesverfassungsgesetzes getroffenen Feststel­
~ene Vorme~kungen beka'nntgegeben. w~r?en, ~he lung der V.erzeichnungspflicht unterliegen 
1m Strafregisteramt der Bundespohzeldlrektlon I würden nach Maßgabe der Bestimmungen der 
Wien vorgemerkt und nicht getilgt sind (gericht- Artikel' IV und V dieses Bundesverfassungs­
liche Verurteilungen). gesetzes möglich. Die in Z. 5, Abschnitt II, 

. Die Abs. 3 und 4 bezwecken, ebenso wie die XV. Hauptstück des Nationalsozialiste11!gesetzes 
Ahs. 1 und 2 eine Beendigung des Registrie- vorgeseh.ene Aufhebung vorläufiger Benützungs­
rungsverfahrens herbeizuführen. Lediglich in den bewilligungen für K.1eingärten beziehungsweise 
Fällender §§ 68, 69 und 71' A VG. 1950 oder der, unabhängig von der Frage der Zugehörigkeit 
des § 43 der Verordnung der Bundesregierung des bis'herigen Pächters zur NSDAP, mögliche 
vom 10. März 1947, BGBl. Nr.· 64, sollen die i Widerruf einer solchen Benützungsbewilligung 
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ist durch die Sonderbestimmung des § 6 nicht 
berührt. 

Hinsichtlich des V,erfahrens ist zu bemerken, 
daß nur die für die Hmdhabulljg der Sonder­
bestimmungen zuständigen Behörden die Ein­
leitung eines Feststellungsverfahrens beantragen 
können. Einzelpersonen haben daher kein An­
tragsrecht auf Durchführung des Feststellungs­
verfahrens; sofern sie jedoch im Verwaltungs­
verfahren betreffend Bezugsnachzahlung bezie­
hungsweise Wohnungs- (Möbel-, Kleingarten-) 
Rückgabe Beteiligte sind, kommt ihnen jedoch im 
Feststellungsverfahren Parteistellung zu. 

Zu Artikel 11. 

Zu §§ 7 und 8: 

Nach diesen Paragraphen enden nunmehr die 
im Verbotsgesetz 1947 und sonstigen Gesetzen 
enthaltenen Sühnefolgen für belastete und 
minderbelastete Personen, sofern sie nicht 
bereits geendet haben. Der Abs. 2 des § 7 sieht 
eine Vorverlegung der Beendigung der Sühne­
folgen für P,ersOnen vor, die vor dem Inkraft­
treten der NS-Amnestie 1957 bereits gestorben 
sind. 

Zu § 9: 

Ehemalige öffentliche Bedienstete, die bisher 
dem Personenkreis der Belasteten angehört 
haben,sind nunmehr nach den Bestimmungen 
des Beamten-überleitung~gesetzes (B-OG.) zu 
behandeln, das heißt, sie können entweder auf 
einen Dienstposten der neugebildeten Personal­
stände übernommen oder in den Ruhestand ver­
setzt beziehungsweise übernommen werden. 
Wird ein Bediensteter, der s.j<:h dienstbereit er­
klärt hat, nicht in die neuen Personalstände 
übernommen, . so ist s,eine Ruhestandsversetzung 
zu verfügen. Bei Verweigerung der Dienstbereit­
schaft ist eine Versetzung in den Ruhestand nur' 
dann möglich, wenn ,der Betreffende im Falle der 
Versetzung in den Ruhestand Anspruch auf den 
vollen Ruhegenuß hätte oder wenn er dienst­
ull'fä!h~g ist. War ein Bediensteter bereits vor dem 
27. April 1945 im Ruhestand, so wird er nun­
mehr wieder in den Ruhestand übernommen. 

Die ß.eha!ndlung nach dem B-ÜG. erfolgt nur 
über Antrag des ehemaligen Bediensteten oder 
dessen Hinterbliebenen. Wird dieser Antrag 
innerhalb der im § 45 Abs. 3 festgesetzten Frist 
eingebracht, so sind Ruhe(Versorgungs)genüsse 
mit Wirksamkeit ab 1. Oktober 1957 flüssig­
zumachen. Für die Zeit bis zur Wirksamkeit 
einer Verfügung nach dem B-ÜG. findet weder 
eine Nachzahlung von Bezügen noch von Bezugs­
vorschüssen ·statt. 

Nach Abs. 2 sind auch solche ehemalige Be­
dienstete wieder nach dem B-ÜG. zu behandeln, 
die bereits einer Behandlung nach § 7, § 8 Abs. 2 
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oder § 10 des B-OG. unterzogen worden waren, 
aber· nach den Bestimmungen des National­
sozialistengesetzes oder infolge einer naruträg­
lichen Verurteilung wegen einer in § 17 Abs. 2 
fit. f des Verbotsgesetzes 1947 oder einer im § 14 
Abs .. 1 dieses Bundesverfassungsgesetzes an­
gefüihrten strafbaren Handlung nachträglich ent­
weder entlassen wurden oder ihr,es Ruhe(Versor­
gungs)genusses ganz oder teilweise verlust,ig ge­
gangen sind. 

Zu § 10: 

Hier wird auf das Entstehen der Sühne­
abgabenschuld, soweit sie sich auf di'e bisher gel­
tenden Bestimmungen gründet, Bezug genom­
men. Das künftige Entstehen derartiger Schul­
digkeiten ist da,durch ausgeschlossen, daß' § 1 des 
vorliegenden Gesetzes die Registrierungsfllicht 
beseitigt und das Registrierungsverfahren ab­
schafft, womit eine Sühneabg:rbe als unmittelbare 
Folge der Registrierung in Hinkunft entfällt. 

Damit ist keineswegs ein Verzicht auf die Ein­
forderung der bereits festgesetzten und noch 
rückständigen Sühneabgabeschuldigkeiten ver­
bunden. Darunter sind auch festgesetzte, aber 
noch nicht rechtskräftige SÜ'hneabgaben zu ver­
stehen. Um in diesem Punkte alle Zweifel aus­
zuschließen; wurde die Bestimmung aufgenom­
men, daß über Rechtsmittel, die im Zeitpunkte 
des Inkrafttretens dieses Gesetzes noch anhängig 
sind, zu entscheiden ist. 

Um bei der Einziehung der noch rückständigen 
Sühneahgabeschuldigkeiten sowohL wirtschaftliche 
als auch moralische Härten auszuschließen, sieht 
das Gesetz vor, daß bei der Einbringung jede 
Unbilligkeit zu vermeiden ist. Der Gesetzgeber 
zieht hier bewußt einen Rahmen, der über die 
Begriffslbestimmung der unbilligen Einziehung 
des § 14 Abs. 2 Abgabeneinhebungsgesetz 1951 
hinausgeht. Das heißt, daß "jede Unbilligkeit" 
nicht nur auf Antrag, s9ndern auru von Amts 
wegen wahrzunehmen ist. Die Auslegung des Be­
griffes "jede Unbilligkeit" hat sich somit nicht 
nur in der typis.chen Betrachtungsweise des § 14 
Abs. 2 AbgEG. 1951 zu erschöpfen, sonde1"n 
darüber hinaus zum Beispiel 'auch Momente zu 
berücksichtigen, die ausschLießlich in der Person 
des Abgabeschuldners gelegen sind. 

Schließlich nimmt die Vorlage auch auf "die 
in § 5 'z. 2 der Vermögensverfallsamnestie, 
BGBI. Nr. 155/1956, genannten Beträge, die auf 
die einmalige Sühneahgabe entfallen wÜl'den" 
besonders Bedacht, und zwar aus folgenden Grün­
den: 

Gemäß dem IX. Hauptstück des NS-Gesetzes 
1947, Abschnitt III, Z. 6, unterliegen die zu Ver­
mögensverfall verurteilten P.ersonen nicht der 
Sühneabgabe vom Vermögen. Da der Gesetz­
geber die zu Vermögensverfall Verurteilten rucht 

2 
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besser stellen wollte als die nidlt zu Vermögens­
verfall verurteilten Sühnepflichtigen, hat er in 
§ 5 Z. 5 der Vermögensverfallsamnestie statuiert, 
daß von dem auf Grund der Vermögensverfalls­
amnestie zu erstattenden Vermögen jener Betrag 
abzuziehen ist, ·der auf die einmalige Sühne­
abga:be entfallen würde. Bei derartigen Beträgen 
handelt es sich also nicht um Sühneabgahen im 
eilgendichen Sinne. Da aber beabsichtigt ist, vom 
Zeitpunkte des Inkrafttretens der NS-Amnestie 
1957 an nicht nur die Festsetzung von Sühne­
abgaben, sondern auch die Festsetzung der in § 5 
Z. 2 der Vermögensverfallsamnestie genannten 
Beträge zu sistieren, erwies sich die ausdrückliche 
Anführung dieser Beträge im Interesse einer ein­
deutigen Klarstellung und Zur Vermeidung 
späterer. Auslegungsschwieri,gkeitenals unerläß­
lich. 

Zu § 11: 

Nach § 23 Verbotsgesetz 1947 sind Beträge, 
die seinerzeit an die Opfer der nationalsozialisti­
schen Bewegung hezahltwurden, zu erstatten. 
Ab Inkrafttreten der Amnestie werden noch aus­
haftende Erstattungsbeträ·ge nicht mehr ein­
gehoben. 

Zu Artikel III. 

Dieser Artikel enthält in den §§ 12 bis 15 
Amnestiebestimmungen, im § 16 entsprechende 
Verfahrens bestimmungen. 

Zu § 12: 

Hier wird bestimmt, wegen welcher strafbaren 
Handlungen ein Strafverfahren nicht einzuleiten 
und ein bereits eingdeitetes Verfahren eim.ustel­
len ist. Unter die strafrechtliche Amnestie sollen 
demnach die folgenden strafbaren' Handlungen 
fallen, deren weitere Verfolgung und Bestrafung 
zwölf Jahre nach dem Wiedererstehen öster­
reichs rechtspolitisch nicht mehr vertreten 
wer,den kann und deren Amnestierung zum 
großen Teil auch schon im Jahre 1952 von den 
gesetzgebenden Körperschaften beschlossen 
wor.den war: 

die sogenannten Formaldelikte nach dem Ver­
botsgesetz, das sind die Verbrechen des Hochver­
rates nach den §§ 10 bis 12 des Verbotsgesetzes; 

das Verbr·edJen und das Vergehen nadJ ,§ 16 
Ahs. 1 des Vermögensverfallsgesetzes (Vereit­
lung der Vermögensbeschlagnahme) und das Ver­
gehen und die übertretung nach § 27 dieses Ge­
setzes (Zuwiderhandlung gegen die Pflicht zur 
Erteilung von Auskünften über der Beschlag­
nahme unterliegendes Vermögen). 

Zu § 13: 

Die im Verbotsgesetz und im Kriegsver­
brechergese.tz angedrohte Strafe des Vermögens­
verfalls war dem österreichischen Recht bis zu 
den Ausnahmegesetzen des Jahres 1945 fremd. 
Berei ts ·die Vermögensverfallsamnestie, BGBI. 
Nr. 155/1956,entzieht der Strafe des Ver­
mögensverfalls ein weites Anwendungsgebiet, 
in·dem sie im § 1 hestimmt, daß bei den dort an­
geführten Verbrechen diese Strafe zu entfallen 
hat, und im § 8, daß das Bundesministerium für 
Finanzen im Einvernehmen mit dem Bundes­
ministerium für Justiz auf Ansuchen in be­
sonders berücksichtigungswürdi,gen Fällen ve,r­
fallen es Vermögen von Personen, die nicht unter 
die Amnestie fallen, unentgeltlich rückühertragen 
kann. 

Da die besonderen Umstände, die den Gesetz­
geber seinerzeit veranlaßt haben, die Strafe des 
Vermögensverfalles anzudrohen, jetzt nach Nor­
malisierung der Verhältnisse weggefallen sind, 
sieht der Entwurf vor, daß der Vermögensver­
fat! bei allen Delikten, bei denen er jetzt noch 
angedro'ht ist, 'Zu entfallen hat. 

Die Erstattung bereits verfallenen Vermögens 
soll aber weiterhin nur nach Maßga'beder Be­
stimmungen .&t Vermögensverfallsamnestie 
mögliclI sein, deren hereits erwähnter § 8 in be­
rücks~chtigungswürdigen Fällen, die Erstattung 
verfallenen Vermögens ohne Rücksicht auf die 
Art der zugrunde liegenden strafbaren Handlung 
gestattet. 

Eine Verfolgung strafbarer Handlungen nach 
dem Kriegsverbrechergesetz wär:e in Hinkunft 
rechtspolitisch nicht mehr vertretbar; das Kriegs­
verbrechergesetz soll daher aufgehoben werden. 
Um zu vermei.den, ·daß daraus der unrichtige 
Schluß gezogen wird, daß eine Tat, die auch den 
Tatibestand einer anderen strafgesetzlichen Vor­
schrift erfüllt, nach Aufhebung des Kriegsver­
brechel'gesetzes auch nach dieser anderen Vor­
schrift nicht mehr verfolgt werden könne, ist im 
Abs. 2 des § 13 eine entsprechende ausdriickliche 
Bestimmung vorgesehen. 

Zu § 14: 

folgende strafbare Handlungen, die im wesent­
lichen darin -bestehen, daß jemand üherseine Zu­
gehörigkeit zu nationalsozialistischen Organisa­
tionen falsch·e Angaben macht: das Verbrechen 
des Registrierungsbetmges nach § 8 des Ver­
botsgesetzes, das Verbrechen nach § 20 Abs. 5 des 
Verhotsgesetzes, das Verbrechen des Wa'hl­
betruges nach § 7 Abschnitt D, .letzter Absatz, 
·des Wahlgesetzes, StGBl. N r. 198/1945, und die 
Verbrechen nach §§ 1 und 2 des Bundesgesetzes 
vom 13. November 1946, BGBl. Nr. 6/1947, 
gegen falsche Angahen in amtlichen Fragebogen; 

Hier wird bestimmt, daß ganz oder teilweise 
unvol1streckte Strafen, die wegen der straf-. 
baren Handlungen der im § 12 bezeichneten Art 
sowie wegen der nachstehend angeführten Kriegs­
verbrechen verhängt wurden, nachgesehen sind. Es 
sind dies: . . 
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die die auch als Formaldelikte anzusehenden 
'Verbrechen nach § 1 Abs. 6 und § 3 Abs. 3 
des Kriegsverbrechergesetzes, deren sich schuldig 
gemacht hat, wer während der nationalsozialisti­
schen Gewaltherrschaft in österreich, wenn auch 
nur zeitweise, in den dort aufgezählten Funkti­
onen tätig gewesen ist und Hochverrat am öster­
reichischen Volk (§ 8' des Kriegsverbrecher­
gesetzes); 

alle anderen Verbrechen nach dem Kriegsver­
brechergesetz, wegen welcher keine strengere als 
eine fünf jährige Freiheitsstrafe verhängt wor­
den ist. 

Zu § 15: 

Hier wird bestimmt, daß in den Fällen, in 
denen nach § 14 Strafnachsicht erteilt wird oder 
wurde, die noch nicht bezahlten Kosten des Straf­
verfahrens und des Strafvollzuges nachgelassen 
sind und die Verurteilung getilgt ist. 

Zu § 16: 

Hier werden die erforderlichen Verfahrensbe­
stimmungen getroffen. 

Zu Artikel IV. 
Zu § 17: 

Nach dem Abschnitt I Z.1 des XV. Haupt­
stückes des Nationalsozialistengesetzes sind Pacht­
verträge über kleingärtnerisch genutzte Grund­
stücke, die von den im § 17 Abs. 2 des Verbots­
gesetzes 1947 genannten Personen als Pächter 
abgeschlossen worden sind. mit 18. Februar 1947 
kraft Gesetzes aufgelöst; das gleiche gilt, wenn 
zwar nicht der Pächter, aber dessen Ehegatte dem 
erwähnten Personenkreis angehört, sofern am 
LSeptember 1945 eine Wohngemeinschaft he-stan­
den hat oder später eine solche hegründet wurde. 
Solcheklei-ngärtnerisch genutzte Grundstücke 
sollen nunmehr bei Vorliegen bestimmter Vor­
aussetzungen den früheren Pächtern wieder zu­
rückgegeben werden. Demgemäß ordnet § 17 
Abs. 1 an, daß der Verpächter eines kleingärtne­
risch genutzten Grundstückes auf Verlangen des 
früheren Pächters mit diesem dann einen neuen 
Pachtvertrag über den Kleingarten abschließen 
muß, wenn 

1. der gegenwärtige Pächter der erste Nach­
folger im Pachtverhältnis nach dem belasteten 
Nationalsozialisten ist oder seinen Pachtvertrag 

. erst nach dem 1. November 1953 abgeschlossen 
hat und 

2. der belastete Nationalsozialist nicht nach 
dem 1. November 1953 auf seine Ansprüche aus 
dem früh~ren Pachtvertrag verzichtet hat und 

3. nicht ein früherer Pächter des Kleingartens 
während der deutschen Besetzung österreichs im 
Zusammenhang mit der nationalsozialistischen 
Machtübernahme an der Ausübung dieses Pacht­
rechtes verhindert worden ist. 

5 

Durch die letztangeführte Bestimmung soll 
verhindert werden, daß ehemalige Nationalsozia­
listen wieder in den Genuß von Pachtrechten an 
Kleingärten gelangen, ~ie die früheren Pächter 
während der deutschen Besetzung österreichs 
auf Grund politischer Verfolgung jeder Art nicht 
weiter ausüben konnten beziehungsweise in letz­
ter Konsequenz verloren haben. Dabei macht es 
keinen Unterschied, ob der Nationalsozialist der 
unmittelbare Nachfolger der politisch Verfolgten 
war oder nicht. Die Formulierung wurde weitest: 
möglich aus dem § 1 des Dritten Rückstellungs­
gesetzes und des Zweiten Rückgabegesetzes über­
nommen. 

Der Stichtag 1. November 1953 wurde ge­
wählt, weil im November 1953 ein Initiativ­
antrag eingebracht worden ist, der die Aufhe­
bung des XV. Hauptstückes des Nationalsozia­
listengesetzes vorsah. Dadurch hat die öffent­
lichkeit von der Absicht der Bereinigung des 
NS-Problems auf dem Gebiete des Kleingarten­
wesens Kenntnis erhalten. Damit war aber die 
Möglichkeit gegeben, durch bestimmte Umge­
hungshandlungen den beabsichtigten Zweck zu 
vereiteln. Um dies zu verhindern, soll der gegen­
wärtige -Pächter, sofern er nach dem 1. Novem­
ber 1953 als späterer Pächter den Vertrag abge­
schlossen hat, von der Rückgabeverpflichtung 
nicht befreit sein. Aber auch der belastete Na­
tionalsozialist, der nach dem 1. November 1953 
auf seine Ansprüche aus seinem früheren Pacht­
vertrag verzichtet hat, soll aus den gleichen 
Gründen seinen Kleingarten nicht mehr zurück­
fordern können. 

Zu § 18: 

- Gemäß Z. 2 des Abschnittes I des XV. Haupt­
stückes des Nationalsozialistengesetzes konnte die 
Bezirksverwaltungsbehörde Personen, die ent­
weder selbst oder deren Ehegatte zu den belaste­
ten Nationalsozialisten gehörten und die Eigen­
tümer von Grundstücken innerhalb einer ge­
schlossenen Kleingartenanlage waren, verhalten, 
diese Grundstücke samt den darauf befindlichen 
Bauten einer gemeinnützigen Kleingartenvereini­
gung bis zur Dauer von zehn Jahren zur Nut­
zung durch Kleingärtner in Pacht zu überlassen. 
Auch in diesen Fällen sollen die Betroffenen 
nunmehr wieder die volle Verfügungsgewalt über 
ihre Grundstücke erlangen. 

Zu § 19 und § 20: 

Im II. Abschnitt des XV. Hauptstückes des Na­
tionalsozialistengesetzes sind die Fälle geregelt, 
in denen eine Gemeinde einen Kleingarten, des­
sen Pächter dem Personenkreis des § 4 Abs. 1 
oder § 13 des Verbotsgesetzes 1947 angehört, 
einer dritten Person zur vorläufigen Benützung 
überlassen hat. In diesen Fällen gilt der bezüg­
liche Pachtvertrag mit dem 27. April 1945 als 
aufgelöst. Auch diese Kleingärten sollen nunmehr 
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den früheren Pächtern unter den im § 19 Abs. 1 I 
lit. a, bund c genannten Voraussetzungen zu­
rüclt.gestellt werden. Gleichzeitig mit dem Ab­
schluß des neuen Pachtvertrages erlöschen auch 
die vorläufigen Benützungsbewilligungen. Setzt 
der Pachtvertragsabschluß die Mitgliedschaft zu 
einer bestimmten Kleingartenvereinigung voraus, 
so ist diese zur Aufnahme des neuen Pächters als 
Mitglied verpflichtet. 

Zu § 21: 

Nachlaßvermögens) . nicht eingeantworte~ 
wurde. Die Fiktion, die Möbel in diesem 
Falle als zum Nachlaß gehörig anzusehen, 
ist erforderlich, um - ähnlich wie bei der 
Vermögensverfallsamnestie . - den Erb­
anfall und den nachtFäglichen übergang 
auf die RechtsnacMolger zu ermöglichen. 

b) Ist der Nachlaß eingeantwortet, die Begrün­
dung des Eigentumsrechtes für die Rechts­
nachfolger, soweit ihnen von Todes wegen 
Ansprüche auf die Möbel zustehen würden, 
wenn sie zum Nachlaß gehört hätten. Es 
ist daher ebenso die Gesamt- wie die 
Einzelrechtsnachfolge (zum Beispiel Legat, 
gesetzliches Vorausvermächtnis) zu berück­
sichtigen. 

In vielen Fällen wurden von den derzeitigen 
Benützern der Kleingärten an die früheren Päch­
ter Entschädigungsbeträge für die auf dem 
Grundstück befindlichen Bauten, Bäume usw. be-I 
zahlt. Diese Entschädigungsbeträge sollen im 
Falle der Rückgabe des Kleingartens vom neuen 
Pächter an den weichenden Benützer zurückge- Zu Abs.2: 
stellt werden. Es macht hiebei keinen Unter- Die Begründung des Eigentumsrechtes ist an 
schied, ob der frühere Pächter über die Entschä- die Anerkennung der Gebietskörperschaft zu folge 
digungsbeträge tatsächlich verfügen konnte oder eines darauf gerichteten Antrages eines Begün­
ob diese wegen eingetretenen Vermögensverfalles stigten gebunden. Dies deshalb, weil die Fälle, in 
vom Bund eingezogen wurden. Im letzteren Falle denen der Begünstigte oder sein Rechtsnachfolger 
werden sie dem früheren Pächter in der Regel kein Interesse an den Möbeln bekundet, von 
auf Grund der Vermögensverfallsamnestie, BGBl. vornherein ausscheiden sollen. Die Begründung 
Nr. 155/1956, erstattet beziehungsvlCise rücküber- des Eigentu!p.srechtes für mehrere Rechtsnachfol­
tragen werden. ger (zum Beispiel Miterben) wird bereits durch 

I die Anerkennung des Begehrens eines von ihn~n 
Zu § 22: i bewirkt. Damit wird die Begründung von MIt-

Um eine rasche Durchsetzung der Rückgabe eigentumsre<;bten zwisch.~n .der Ge.bietskörper­
der Kleingärten zu ermöglichen, ist vorgesehen, schaf~ und .emzelnen .B.egunsugten, die z':. U1:ver­
daß der neue Pächter seinen Räumungsanspruch hältl11smäßlg kompIlZlerten~echtsverhaltl11:ssen 
unmittelbar gegen den Rückgabeverpflichteten führen würde, v~n vornherem au~geschlossen. 
geltend machen kann. Die allfällige ~useIi1~nderse~züng zWischen n:eh-

reren Begünsugten flchtet Sich .nachallgememen 
privatrechtlichen Grundsätzen und war daher 
hier nicht zu regeln. 

Zu Artikel V. 

Zu § 23 Abs.1: 

Der Entwurf sieht - vorbehaltlich der hin­
sichtlich im Zusammenhang mit den Maßnahmen 
des NS-Regimes entzogenen Möbeln getroffenen 
Sonderregelung die Neubegründung des 
Eigentumsrechtes an Möbeln, die auf Grund des 
H. Abschnittes des XIV. Hauptstückes des Na­
tionalsozialistengesetzes in das Eigentum einer 
Gebietskörperschaft übergegangen sind, für einen 
bestimmten Personenkreis vor, die als "Begün-
stigte" bezeichnet werden. . 

Dazu gehören zunächst diejenigen Personen, 
die unmittelbar vor dem Eigentumsübergang an 
die Gebietskörperschaft Eigentümer der Möbel 
waren. Infolge der seit dem Zeitpunkt des Eigen­
tumsüberganges an die Gebietskörperschaft ver-

. strichenen Zeit muß damit gerechnet werden, daß 
eine Anzahl dieser Personen inzwischen verstor­
ben ist. Es soll daher die Neubegründung des 
Eigentumsrechtes auch für deren Rechtsnachfol­
ger ermöglicht werden. Daher ist vorgesehen: 

a) Die Begründung des Eigentumsrechtes für 
die Verlassenschaft, wenn diese, aus wel­
chem Grunde immer (zum Beispiel man$els 

Zu Abs. 3: 

Des Anerkennungsverfahrens bedarf es nicht, 
wenn der Begünstigte oder einer von ihnen die 
Möbel bereits innehat. Die Gebrauchsüberlassung 
an den früheren Eigentümer wurde von den Ge­
bietskörperschaften in manchen Fällen bereits 
vorgenommen. Unklare Rechtsver:hältnisse hin­
sichtlich der Legitimation dürften hiebei kaum 
vorkommen,und wären Gegenstand einer. privat­
rechtlichen Auseinandersetzung zwischen den Be­
werbern. Die Begründung <.tes Eigentumsrechtes 
erfolgt dies falls bereits mit Inkrafttteten dieses 
·Bundesverfassungsgesetzes. 

Zu § 24 Abs.1: 

Hier wird das Anerkennungsverfahren in An­
lehnung an § 8 des Aintshaftungsgesetzes gere­
gelt. Dies ist· notwendig, um wenigstens in zwei­
felsfreien Fällen die Durchführung eines Rechts­
streites vor Gericht zu vermeiden. Das Ergebnis 
des Anerkennungsverfahrens . ist hinsichtlich des 
Eigentumserwerbes konstitutiv. Es wird daher 
derjenige, der das Begehren stellt, hier als "Ein-

217 der Beilagen VIII. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original)6 von 27

www.parlament.gv.at



schreiter" bezeichnet, weil sich erst herausstellt, 
ob er der Begünstigte ist. Die Feststellung wird 
in den meisten Fällen scholl auf Grund der 
aktenmäßigen Unterlagen der Gebietskörper­
schaft leicht erfolgen können. Auch die Bescheini­
gung der Rechtsnachfolge wird unschwer zu 
erbringen sein. Eine endgültige Klarstellung der 
zugrunde liegenden zivilrechtlichen Fragen kann 
der Gebietskörperschaft, die hier als Privatrechts­
träger auftritt, allerdings nicht immer zugemutet 
werden. Hegt sie begründete Zweifel, so kann sie 
die Anerkennung ausdrücklich oder stillschwei­
gend ablehnen. Dann steht dem Einschreiter der 
Klageweg offen. Selbstverständlich wird hiebei 
auch zu berücksichtigen sein, ob die Vorausset­
zungen des § 28 Abs. 2 vorliegen. Im Falle des 
Eigentumsüberganges nach § 28 Abs. 3 kann 
eine Begründung des Eigentumsrechtes für einen 
Begünstigten schon deshalb nicht stattfinden, weil 
die Möbel bereits Eigentum des derzeitigen Be­
nützers geworden sind und daher die Voraus­
setzungen des § 23 Abs. 1 nicht mehr vorliegen. 
Der Klagsanspruch muß vor allem deshalb be­
fristet werden, um die Gebietskörperschaft von 
einer zeitlich unbegrenzten Obsorge für die Mö­
bel zu befreien und möglichst bald klare Rechts­
verhältnisse zu schaffen. 

Zu Abs. 2: 

Das Klagebegehren lautet auf Anerkennung 
und kann mit dem Begehren auf Herausgabe der 
Möbel verbunden werden, wenn die Gebiets­
körperschaft auch deren Inhaber ist. 

Zu Abs.3 und 4: 

Das Ergebnis des Anerkennungsverfahrens ist 
auch für denjenigen bindend, dem die Gebiets­
körperschaft· im Sinne des XIV. Hauptstückes, 
Abschnitt II Z.6 Abs.2 des Nationalsozialisten­
gesetzes 1947 die ~enützung der Möbel über­
lassen hat. Sobald der Benützer von der Aner­
kennung oder dem diese ersetzenden gerichtlichen 
Titel Kenntnis erlangt, erlischt sein Rechtstitel 
auf die Benützung der Möbel. Die Kenntnis­
pahme kann auch durch die Klage oder die Auf­
forderung des Begünstigten begründet werden, 
wenn etwa die Gebietskörperschaft die Verstän­
digung versehentlic.h unterlassen haben sollte. 
Der Herausgabeanspruch kann sodann auch gegen 
den Benützer oder jeden Drittinhaber der Möbel 
gerichtet werden. Das ist eine Folge des Eigen­
tumsrechtes. Diese Regelung stellt keine Ver­
letzung der berechtigten Interessen dritter Be­
nützer dar, weil diese ihr Benützungsrecht nur 
von dem Eigentum der Gebietskörperschaft ab­
leiten konnten. Daher kann die Frage der Vor­
aussetzungen für die Begrü~dung des Eigen~ums­
red1tes im allfälligen Rechtsstreit des Begünstigten 
mit dem Dritten nicht mehr aufgerollt werden. 
Andere Einwendungen, Zum Beispiel der Mangel 
der Passivlegitimation, stehen dem Benützer 
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natürlich zur Verfügung. Diese Bestimmung ist 
auch Zur Vermeidung einer Belastung der Ge­
richte mit mutwilligen Rechtsstreitigkeiten uner­
läßlich. 

Zu Abs.5: 

Diese Bestimmung ist mit Rücksicht auf § 28 
erforderlich. Wenn das Eigentumsrecht nach 
dieser Bestimmung auf den Inhaber übergeht, 
so bleibt es zunächst diesem überlassen, dies 
gegenüber der Gebietskörperschaft in entsprechen­
der Weise geltend zu machen. Hat die Gebiets­
körperschaft keine Kenntnis des Sachverhaltes, 
so wird sie den Benützer von der Anerkennung 
verständigen. Dann wird sich spätestens heraus­
stellen, daß die Voraussetzungen für die Durch­
führung des Anerkennungsverfahrens gefehlt 
haben, weil das Eigentum bereits kraft Gesetzes 
auf den Benützer der Möbel übergegangen ist. 
Einer Klage des Begünstigten gegen den Be­
nützer muß daher der Erfolg versagt bleiben. 
Ein Erlöschen des Rechtstitels auf Seiten des Be­
nützers kommt diesfalls praktisch nicht in Be­
tracht, weil der öffentlich-rechtliche Benützungs­
titel kraft Gesetzes, so wie bei § 23 Abs. 3, in 
einen privatrechtlichen übergeht. 

Zu § 25 Abs.l: 

Diese Bestimmung qualifiziert zunächst den 
Herausgabeanspruch des Begünstigten als Hol­
schuld. Dies ist angesichts des in der Rückgabe 
der Möbel gelegenen gesetzlichen Liberalitäts­
aktes begründet. Bei mehreren Begünstigten 
befreit die Leistung an einen von ihnen (Aktiv­
solidarität). Die interne Auseinandersetzung 
zwischen .den Begünstigten ist, wie bei d-er An­
erkennung, nid1t Gegenstand der vorliegenden 
gesetzlichen Regelung. 

Zu Abs.2: 

Hier wird eine Haftungsbeschränkung zugun­
sten der Gebietskörperschaft normiert. Dies ist 
zu rechtfertigen aus der Erwägung, daß die Ge­
bietskörperschaft ja bisher Eigentümer war und 
daher mit ihrem Eigentum im Rahmen der Vor­
schriften des Nationalsozialistengesetzes nach 
Belieben schalten konnte. Auch hier ist wieder 
auf den Charakter der Rückgabe als eines gesetz­
lichen Liberalitätsaktes zu verweisen. 

Zu Abs.3: 

Diese Bestimmung befreit die Gebietskörper­
schaft von der Haftung für ihre Stellungnahme 
im Anerkennungsverfahren. Wie bereits früher 
angedeutet, kann ihr eine zuverlässige Prüfung 
der zugrunde liegenden zivilrechtlichen Verhält~ 
nisse nicht immer zugemutet werden. Wer ein 
besseres Recht als Begünstigter behauptet, kann 
sich an den Einschreiter, dessen Begehren aner­
kannt wurde, nur nach Maßgabe der Bestimmun­
gen des bürgerlichen Rechtes halten. 

3 
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Zu Abs.4: 

Schadenersatzansprüche des Begünstigten für 
Beschädigungen oder Verluste an den Möbeln 
gegen den dritten Benützer richten sich nach dem 
bisherigen Rechtsverhältnis des Benützers gegen­
über der Gebietskörperschaf~ (zum Beispiel nach 
dem mit ihm begründeten Mietverhältnis über die 
Möbel). Ist der dritte Benützer bei der Heraus­
gabe der Möbel säumig, so haftet er nach allge­
meinen Rechtsgrundsätzen auch für Zufall. Be­
züglich der von ihm gemachten Aufwendungen 
ist er als Geschäftsführer ohne Auftrag anzusehen. 

Zu Abs.5: 

Diese Bestimmung befristet die Geltend­
machung der Schadenersatzanspüche sowie der 
Ansprüche wegen Aufwendungen mit vier Wo­
chen ab übergabe. 

Zu § 26: 

Hier wird entsprechend dem Grundsatz "pre­
ti um succedit in locum rei" der Fall geregelt, 
daß die Gebietskörperschaft vor Inkraftt:reten 
dieses Bundesverfassungsgesetzes die Möbel ver­
äußert haben sollte, was vereinzelt vorgekommen 
sein soll. Hier erfaßt der Herausgabeanspruch 
daher den Erlös. Die Vorschriften über das An­
erkennungsverfahren gelten sinngemäß. 

Zu § 27 Abs.l: 

infO'lge der Eigentumsrechtsbegründung nach 
§ 23 dieses Ges'etz,es' bedingtenWechse! der 
Person des Eigentümers nicht berührt werden. 
Wurden derartige Ansprüche bereits gestellt, 'So 
sind die bezüglichen V,erfahren fortzuführ,en. 
Wurde aber ein derarti'ger Antrag noch micht 
gestellt und ist die Frist für die Erhebung eines 
diesbezüglichen Rückstellungsanspruches ber,eits 
aibgelaufen, so wird in dem zu erwartenden, 
durch den Motivenbericht zum Ersten Rück­
stellungsgesetz und durch § 14 Abs. 5 des Dritten 
Rückstdlungsgesetzes, ausdrücklich in Aussicht 
gestellten Gesetz über die Auffangorganisation 
die erforderliche Regelung getroffen werden. 

Die Begründung von Eigentumsrechten für die 
nad1 diesem Gesetz Begünstigten erfolgt durch 
eigene Rechtsakte; ein soleher Rechtsakt hat aber 
dann zu unterbleiben, wenn die betreff'enden 
Möbel durch eine Anmeldung nach der' Vermö­
gensentziehungs-Anmeldungsverordnung, BGBL 
Nr. 166/1946, als entzogenes Vermögen dekla­
riert wurden. Im Sinne der Bestimmungen des 
§ 6 dieser Verordnung steht es auch weiterhin 
noch den geschädigten Eigentümern frei, derar­
tige Anme1dungenzu erstatten, die bei der Be­
gründung der Eigentumsrechte zu berücksichtigen 
sein werden. 

Zu Abs.3: 

Diese Bestimmung stellt ein Aquivalent zu der 
Diese Bestimmung schafft emsprechend den Bestimmung des § 23 Abs. 3 zugunsten der ge­

Intentionen der Gebietskörperschahen ein freies s,chädigten Eigentümer dar. Deshalb wurde auch 
Verfügungsrecht derselben hinsichulich jener im der Kreis der Rech,tsnachfolger analog dem der 
§ 23 Abs. 1 bez,eichneten Möbel, deren Eigen- Begüns,tigten abg,egrenzt. Der letzte Satz wurde 
tümer si,e bleiben. Die V,erwendungsbestimmung angefügt, um zu verhindern, daß der nunmehrige 
des XIV. Hauptstückes, A'bschnitt II Z. 6 Abs. 2, Erwerber (Benützer) bereichert würde, weil auch 
des Nationalsozialistengesetzes 1947 wird ,hiemit I die Gebietskörperschaft berechtigt gewesen wäre, 
endgültig beseitigt. Durch den letzten Satz wird namens des Entziehers nach § 5 des Dritten Rück­
zum Ausdruck g,ebracht, daß das Eigentumsrecht stdhingsgesetzes den Anspruch auf Gegenleistung 
der GebietSlkörperschaft und deren Verfügungs- geltend zu machen. Anzuwenden sind nur die 
recht infolge allfällig bestehender Rückstellungs- m at e r i e 11 e n Bestimmungen des Dritten 
ansprüche oder wegen der Eigenschaft der Möbel Rückstellungsgesetzes. ' 
als eri,tzogenes Vermög,en unter Umständen nicht 
unbeschränkt sein kann. Zu Abs.4: 

Z Ab Diese Bestimmung ist eine Folge des allgemei-
u s.2: ch d . d nen Re tsgrun satzes,: "preuum succe it in 
Der Zweck dieser Bestimmung ist, joene in Ver- locumrei". Hiebei ist zu berücksichtigen, daß im 

wahrung der Gebietskörpenchaft befindlichen Fal'le ,entgdtlicher Verä,ußerung der rückstellungs­
Möbel in gleicher Weise wie in Abs. 1 fr.ei ver~ pflichtigen Möbel durch einen Begünstigten, aber 
fügbar zu mach,en, hinsichtlich deren der Be- auch im FaUe unentgeltlicher Veräußerung, wenn 
günstigte, bei ,einer Mehrheit von Begünstigten der Erwerber die Möbel entgdtlich weiter­
jeder von ihnen, dessen Eig,entumsrecht anerkannt veräuß-ernsol.lte, wegen des Grundsatzes des 
wurde, die übernahme ausc;lrücklich schriftlich § 3.67 ABGB., der nicht durchbromen werden 
verweigert oder sich in Annahmeverzug befindet. kann, . die Durchsetzung des Rückstellungs­
Die gesetzte Frist von zwei Monaten entsprimt anspruches unt'er Umständen unmöglich gemacht 
dem öffentlichen Interesse an einer baldigen Klä- wird. Diesfalls süll der Begünsügte verhalten 
rung der Rechtslage. 'werd~n, den Erlös oder an dessen SteHe· ·den 

Verkehrswert, das ist jene Geldsumme herauszu-
Zu § 28 Abs.l und 2: geben, die im Wege der Veräußerung im norma-

Durch diese Bestimmungen soll klargestellt len rechtsgeschäftlichen Verkehr für die Möbel als 
we1"den, daß Rückstellungsansprüche durch den Preis erzielbar gewesen wäre, wenn der tatsäch-
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lieh erzielte Erlös gering,er ist als der Verkehrs-­
wert oder die Veräußerung unentgeltlich er­
foLgte. Dabei spielt es keine Roll-e, ob der Be­
günstigte davon wußte, - daß es sich um ent­
zogenes Vermögen handelt. Eine Rückbeziehung 
des Wertes auf den Zeitpunkt der Entziehung 
konnte nicht in Erwägung g'ezogen werden, weil 
ja auch im FaUe der Geltendmachung des Rück­
stellungsanspruchesl der geschädigte Eigentümer 
nur die Herausgabe der Möbel im derzeitigen 
Zustand begehren_ könnte. Sollte der B,egünstigte 
durch die Veräußerung die Durchsetzung des 
Rückstellungs1anspruches schuldhaft v,ereitelt 
haben, so würde sich ein darüber hinausgehender 
Schadenersatzanspruch nach allgemeinen Rechts­
grunds,ätzen ricinen. Eine besondere Regelung 
für diesen FaU erscheint somit nicht erfoI'derlich. 

Zu § 29:, 

P In der Regel ist der übergang von Möbeln an 
den Rech tsnachfolg,ererbschaftssteuerfrei. Durch 
die gegenständliche Bestimmung soll vermieden 
",:erden, daß in jenen seltenen FäHen, in denen 
eme Erbschaftssteuerpflicht eintreten würde, der 
Rechtsnachfolger mit Abgaben belastet wird, die 
nach einem Stichtag (Tod des Erblassers) zu be­
rechnen wären, an dem weder der Erblasser 
noch ,der Rechtsnachfolger über. die Möbel ver­
fügen konnte. 

Zu § 30: 

Nach dem Abschnitt III Z; 8 Abs. 4 des 
XIV. Hauptstückes des NationalsoziaJisten­
ges,etz:es gelten Möbel kraft Ges-etz'es als an­
gefordert, wenn bei Zutr,effen der Voraussetzun­
gen ,des Abs. 1 mit einer vorläufigen Benützungs­
bewilligung einer Wohnung oder gesondert die 
Berechtigung zur vorläufigen Benützung der in 
der zugewies'enen Wohnung vorhandenen Möbel 
ausgesproch,en worden war. Ein Verlust des 
Eigentumsrechtes an den Möbeln ist - 'anders 
als nach ,den Bestimmungen des Abschnittes II 
des XIV. Hauptstückes des Nationalsozialisten­
gesetzes, die unter bestimmten Voraussetzungen 
einen EigelJ-tumsübergang auf die Gebi,etskörper­
schaft vorsahen - durch die gesetzlich,e Anfor­
derung nicht eingetreten. Die Bestimmungen der 
§§ 30 ff. des Entwurfes bezwecken, die durch die 
gesetzliche Anforderung der Möbel eingetr,etene 
Beschränkung der privatrechtlichen Verfügungs­
rnacht des Eigentümers zu beseitigen und ihm 
wieder den Besitz an den Möbeln zu vers-chaffen. 
Demgemäß ordnet § 29 an, daß mit Ablauf von 
zwei Monaten nach dem Inkrafttreten dieses 
Bundesverfassungsgesetzes die nach dem -Ab­
schnitt III Z.8 Abs. 4 des XIV. Hauptstück,es des 
Nationalsozialistengesetzes kraft Gesetz-es ein­
getr.etene Anforderung von Möbeln ihI'e Wirk­
samkeit verlieren soH. Durch die Frist von zwei 
Monaten soll v-ermieden werden, daß der Möbel­
eigentümer vom bisher Benützungsberechtig-

9 

ten sofort mit dem Inkrafttreten dieses Bundes­
verfassungsgesetzes die Herausgabe der Möhel 
verlangen kann, ohne daß der Benützungs­
berechtigte vorher die Möglichkeit hätte, di'eim 
§ 33 Abs. 1 vorgesehene Mittei1lung von der 
Gemeinde zu verlangen. 

Zu § 31: 

Um die Verfügungsfreiheit des Möbelieigen­
tümers wieder herzustellen,_ ist es notwendig, 
nicht nur die kraft Gesetzes eingetretene Anfor­
derung ,der Möbel aufzuheben, sondern auch die 
für solche Möbel ausgesprochenen Benützungs­
bewilligungen sowie allfälli,ge im Sinne des Ab­
schnittes III Z. 8 Abs. 5 des XIV. Hauptstückes 
des Nationalsozialistengesetzes ausgesproch'ene 
endgültige Zuweisung'en außer Kraft zu setzen. 
Dasselbe -soll für Benützungsberechtigungen (Be­
nützungsbewilligungen) gelten, die entgegen 
den Bestimmung,en des Abschnittes III des 
XIV. Hauptstückes des Nationalsozialisten­
gesetzes, insbesondere der Z. 9, von der Gemeinde 
bisher noch nicht aufgehoben worden sind. Hin­
sichtlich solcher Benützungsbewilligungen be­
stünde zwar derzeit noch die Möglichkeit einer 
Aufhebung durch einen individuellen Verwal­
tungsakt, doch soU im Interes-se einer weit­
gehenden Verwaltungsver-einfachung auch in die­
sen FäHen mit einer g-enerellen Außerkraftsetzung 
vorgegangen werden. Es ist daher im § 31 Abs. 1 
vorges,ehen, daß alle öffentlich-rechtlichen Be­
nützungstitel für Möbel mit Ablauf von zwei 
Monaten nach Inkrafttr-eten des Ges-etzes ihre 
Wirksamkeit verlieren. 

Da die Gemeinden in manchen Fällen auch be­
züglich sO'lcher Möbel, an den'en sie nicht Eigen­
tumsrechte erworben - hatten, Mietverträg-e mit 
den Benützungsberechtigten abgeschlossen haben, 
ist es erforderlich, auch diese privatrechtlichen 
Titel kraft Ges-etzes aufzuheben. 

Zu § 32: 

Mit dem Erlöschen sämtlicher öffentlich-recht­
licher Benützungs.ritel an den Möbeln tritt 
grundsä tzlich die uneingeschränkte Verfügungs­
rnacht des Eigentümers wieder in Kraft. Aller­
dings soll verhindert werden, daß ein bisher 
Benützungsberechtigt:er, dem die Möbel seinerzeit 
selbst entzogen worden sind, diese einer Person 
herausgeben muß, die auf Grund aer Aufhebung 
der öffentlich-rechtlichen Benützungstitel Eig-en­
turnsrechte gdtend macht:. Dieser Grundsatz soll 
auch ,dann zur Anwendung kommen, wenn die 
Möbel sei,nerzeit ei,ner Person entzogen worden 
sind, deren Erbe oder Legatar der bisher Be­
nützungsbeI'echtigte ist. § 32 räumt daher diesen 
Personen für die~en Fall ein Zurückbehaltungs­
recht an ,den Möbeln ein. Das Zurückbehaltungs­
recht soll aber nur bis zur Kla-rstellung des 
Eigentumsrechtes an den Möbeln in der Richtung 
der Frage des Besltehens ,einer Rückstellungs-
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verpflichtung hinsichtlich diese~ gelten. Da die 
Fristen zur Erhebung von Rückstellungsansprü­
chen nach den Rück:stellungsgesetzen bereits ab­
gelauf,en sind und Rückstellungsansprüche in­
folgedess:en künftig nur mehr von dem erst zu 
schaff·enden Fonds (den "Stellen") geltend zu 
machen s·ein werden, muß hinsichtlich der für 
die Erhebung der Rückstellungsansprüche vor­
gesehenen Frist auf das vorläufig erst in Aus'sicht 
genommene Vierte RücksteHungsanspruchsgesetz 
verwIesen werden. 

Zu § 33: 

Da der Benützungsherechtigte, der den Ergen­
tümer der Möbel nicht kennt, leicht Gefahr 
laufen könnte, die Möbel einer Person aus­
zufolgen, die Eigentumsrechte daran zu Unrecht 
in Anspruch nimmt, wird im Abs. 1 die Ge­
meinde verpflichtet, dem Benützungsberechtigten 
auf dessen Verlangen mitzuteilen, in wessen 
Eigentum, Besitz oder Innehabung sich die Möbel 
vor Erteilung der Benützungsberechtigung bezie­
hungsweise der endgültigen Zuweisung befunden 
haben. Die Gemeinden werden diese Mitteilung 
auf Grund der bei ihnen vorhandenen akten­
mäßigen Unterlagen zu machen und hi,ebei dar­
auf Bedacht zu nehmen haben, nach Möglichkeit 
die Person zu bezeichn·en, die den stärksten 
Rechtstitel, also das Eigentum, für sich in An­
spruch nehmen konnte. Nur wenn sidI aus den 
Unterlagen nicht ergibt, wer Eigentümer der 
Möbel war, soll der Besitzer, und nur wenn auch 
dies,er nicht hervorgeht, der Inhaber angeführt 
werden. Hervorzuheben 'Ist, daß 'Sich im Gegen­
satz zur Regehing des § 24 Abs. 3 aus der von 
der Gemeindie gemachten Mitteilung keinerlei 
Recht:e für die i,n der Mitteilung angdühne 
Person ,des ehemaligen Eigentümers, Besitzers 
oder Inhabers der Möbel ableiten. Es bleibt dem 
Benützungsberechtigten unbenommen, den Her­
ausgabeanspruch dieser Person zu bestreiten und 
die Klärung der privatrechtlichen Verhältnisse 
dem Urteilsspruch des Gerichtes' zu überlassen. 
Der Zweck der Mitteilung besteht daher ledig­
lichdarin, den Benützungsberechtigten im Sinne 
des § 33 vor allfälligen Schadenersatzansprüchen 
zu s,ichern, falls ,er die Möbel freiwillig an die in 
der Mitteilung genannte Person oder deren 
Rechtsnachfolger herausgibt. 

Auch diejenIgen Personen, die Eigentumsrechte 
an den MöbeJ,n in Anspruch nehmen, werden oft­
mals nicht wissen, we; ihre Möbel benützt und 
wo sie slich be·finden. Siie könnten daher vielfach 
ihre Rechte nicht geltend machen, wenn nicht im 
Abs. 2 bestimmt würde, daß auch sie von der 
Gemeinde die Mitteilung verlangen können, .zu 
wessen Gunsteneine Benützungsberechtigung 
oder endgültige Zuweisung für die Möbel aus­
gesprochien wurde und wo sie slich befinden. Um 
die Abwicklung nicht unnötig lange hinaus­
zuschieben, war das, V,erlangen insbesondere im 

HinbLick auf die Bestimmungen des § 40 mit 
sechs Monaten zu befristen. 

Die Anordnung der Schriftform für das Ver­
langen an die Gemeinde um Mitteilung und für 
diese Mitteilung selbst erweist sich als notwendig, 
weil sich daran weitgehende, im § 35 behandelte 
Fo!'gen knüpfen. 

Zu § 34: 

Dies,e Bestimmun:g normiert einen Haftungs­
ausschluß für den Benützungsber.echtigten, wenn 

"er die Möbel an den in der Mitteilung der Ge­
meinde gena,nnten Eigentümer oder, fa'lls ein sol­
cher nicht ang,eg,eben ist, an den darin genannten 
Besitzer oder, falls auch dieser nicht angegeben 
ist, an den darin genannten Inhaber beziehungs­
weise an die Rechtsna·chfolger dieser Personen 
ausfolgt. Der Haftungsausschlußgih jedoch nicht, 
wenn der bisher BenützungsberedItigte die 
Möbel ,einer Person ausgdolgt hat, von der er 
wußt,e, daß sie nicht Eigentümer war. 

Zu § 35: 

Es wäre unbillig, dem Benützungsberechtigten, 
der von der Gemeinde keine Mitteilung im Sinne 
des § 33 Abs. 1 erhalten hat, das Prozeßrisiko 
aufzubürden, falls er auf Herausgabe der 
Möbel in Anspruch genommen wird. Ihn traf ja 
keine gesetzliche V erpflich tung, sich um die 
Eig-entumsverhä:ltnisse an den Möbeln, für die er 
eine Benützungsberechtigung oder eine endgültige 
Zuweisung von der Gemeinde erhalten hat, zu 
kümmern. Wohl aber mußte es als· PHicht der 
Gemeinde angesehen werden, die E'igentums­
oder zumindest die Besitzverhältniss,e solcher 
Möbel zu klären, für die sie ei,ne Benützungs­
ber·echtigung oder eine engüloige Zuweisung er­
teilt hat. Dies,er überlegung trägt § 35 Rechnung. 
Abs. 1 sieht ein 'Verfahren, ähnlich dem der 
Auktorbenennung nach ,den §§ 22 bis 25 ZPO., 
vor. Hat nämlich der bisher Benützungs­
berechtigte an die Gemeinde das Verlangen' im 
Sinne des § 33 Abs. 1 gerichtet und geht ihm 
nicht i,nnerhalb von drei Woch,en ,die diesbezüg­
liche Mitteilung der Gemeinde zU,so soll er, 
wenn er auf Herausgabe der Möbel g.eklagt wird, 
binnen drei Tagen nach Zustellung der Klage 
mittels eing,eschriebenen BI1iefes verlangen kön­
nen, daß die Gemeinde an s,einer Stelle in den 
gegen ihn eingeleiteten Rechtsstreit eintritt. Der 
Grund für die Unterlassung der Mitteilung durch 
die Gemeinde ist hiebei ohne Bedeutung. Die 
angeführte Rechtsfolge tritt daher auch ein, 
wenn die Gemeinde mangels' ihr zur Verfügung 
st,ehend,er Unterlagen die verlangte Mitteilung 
nidlt machen konnte. Gleichzeitig mit dem Ver­
langen hat der bisher Benützungsberechtigte 
der Gemeinde zu erklären, daß er die Möbel zu 
ihrer Verfügung hält. Durch dies,e Erklärung er­
hält die Gemeinde die Befugnis, von ihm jeder­
zeit die Ausfolgung der Möbe:! zu verlangen. 
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W'ird die Gemeinde im Prozeß zur Herausgabe Zu § 38: 

der Möbel verurteilt, so kann die betreibende Die Regelung des Abs. 1 entspricht der des 
P:trt)tli erforderlichenfalls die Exekution auch im § 25 Abs. 5. 

ur '~e nor, nung , er stnngema en e -Sinne des § 347 EO. führen. I' D ch d' A d d' "ß G I 
Die Anordnung, daß der bisher Benützungs- tung des § 36 Abs. 2 für Schadenersatzansprüche 

berechtigte das Verlangen an die Gemeinde zum von Miteigentümern ist klargestellt, daß die volle 
Eintritt in den eingeleiteten Rechtsstreit binnen Ersatzleistung an einen Miteigentümer befreiende 
drei Tagen nach Zustellung der Klage zu stellen Wirkung gegenüber allen anderen Miteigen­
und mit dies,em Verlangen der Gemeinde das tUrnern zur Folge hat. 
Erforderli,che über den ,eingeleiteten Rechts15treit 
mitzuteilen hat, bezweckt die Hintanhalmng von Zu § 39: 
Prozeßverschleppungen. Hiedurch wil'd die Ge­
meinde in die Lage versetzt, schon bei der ersten 
Verhandlung die 'erforderlichen Einwendungen 

. zu erheben. ' 

Da das Eigen:tumsrecht an den Möbeln nicht 
verlorengegangen ist, gebührt dem Eigentümer 
auch ein allfälliges von' der Gemeinde von Be­
nützungsberechtigten für die Benützung der 

Das Gericht hn das Zutreffen der Voraus- Möbel eingehobenes Entgelt. Der Anspruch des 
setzungen für den Eintritt der Gemeinde in den I Eigentümers auf Herausgabe dieses Entgeltes ist 
Rechtsstreit zu prüfen. Findet es die Voraus- von ihm innerhalb eines Jahres nach Inkraft­
setzungen hiefür erfüllt, dann steHt es dies bei treten dieses Bundesvcrfassungsgesetz·es zu ver­
der ersten Tagsatzung oder, falls eine solch,e nicht langen. 
angeordnet wurde, bei der ersten zur mündlichen 
Streitverhand.!ung bestimmten Tagsatzung durch Zu § 40: 
Bes·chluß fest. Mit Rechtskraft di,eses Beschlusses 
wird der Eintritt der Gemeinde wirksam. Gleich­
zeitig damit scheidet der bisherige ß,eklagte aus 
dem Verfahren aus. 

Zu§ 36: 

Die Regelung entspricht der des § 25 Abs. 1. 

Zu § 37: , 

Mit Ablauf von sechs Monaten nach Erlöschen 
der Anforderung beziehungsweise des Benüt­
zungstitels (das ist acht Monate nach Inkraft­
treten dieses Bundesverfassungsgesetzes), keines­
falls aber vor AbIauf eines Monates, nachdem die 
Gemeinde d'cm Eig,entümer auf sein rechtzeitig 
gestelltes Verlangen (§ 33 Abs. 2) mitgeteilt hat, 
wem eine Benützungsherechtigung oder e,ine Zu­
weisung für die MöbeL ,erteilt wurde und wo sie 
sich befinden, soll das Eigentumsrecht an den 

Hat zwischen dem Benützungsberechti,gten und Möbeln auf die Gemeinde übergehen, wenn bis 
der Gemeinde hinsichtlich der Benützung der zu dies'em Zeitpunkt der Eigentümer, sof.ern er 
Möbel ein Mietvertrag bestanden, so sollen sich nicht 'Schon in den Besitz der Möbel gelangt ist, 
Ersatzansprüche des Eigentümers gegen den bis- nicht zumindest die Klage auf Herausgabe ein­
her Benützungsberechtigten wegen der wäh- gebracht hat. DieSle Anor,dnung des Verlustes des 

. rend der Dauer des Mietverhältnisses eingetre- ßigentumsre,chtes zugunsten der Gemeinde bei 
tenen Schäden oder Verluste nach den auf dies,en nicht fristgerechter Gelten.dmachung ist notwen­
Mietvertrag anwendbaren Bestimmungen richten. dig, um die Gemeinde von ,e'iner zeitlich un~ 
Wurde ein solcher Mietvertrag hinsichtlich der begrenzten Obsorge für die Möbel zu befreien 
Möbel nicht abgeschlossen oder sind d,ie Beschä- und um möglichst bald klare Re'chtsverhältnis,se 
digungen oder V,erluste vor Abschluß oder nach zu schaffen. 
Erlöschen ,des Mietvertrages eingetreten, dann Diese Möbel sind auf Ansuchen des bisher 
soll der Benützungsberechtigte für Beschädigun- Benützungsberechtigten :in dessen Eigentum zu 
gen und Verluste insoweit haften, als sie nicht übertragen. Da die Gemeinde ebenso wie je,der 
durch den bestimmungsgemäßen Gebrauch he- private Möbeleigentümer gemäß § 41 unter Um­
dingt waren. Weitergehende Rechte konnten ja ständen von Fonds (den "Stelleni") in Anspruch 
aus öfFentlich-rechtlich·en Benützungstiteln nicht genommen w,erden kann, falls nämlich durch die 
abgeleitet' werden'. Veräußerurtg der Möbel eine Durchsetzung des 

Wenn der hisher Benützungsberechtigte die Rückstellungsanspruches in natura ,nicht mehr 
Herausgabe der Möbels·chul.dhafterweise ver- möglich ist, muß der Gemeinde das Recht ein­
zögert, so verantwortet er nach allgemeinen geräumt werden, aIs Gegenleistung für, die über­
Rechtsgrundsätzen auch zufällig eingetretene Be- tragung der Möbel in das Eigentum des bisher 
schädigung,en oder Verluste. Benützungsberechtigten den Verkehrswert zu 

. d b' h B" b h' verlangen. SoweIt . er : 1S er 'enutzungs' erec tigte . 
Aufwendungen für die von ihm benützten Möbel Z § 41' 
gemacht hat, wird ,er entsprechend der RegelUng '\ u , . . " .. 
des § 25 Abs.4 als Geschäftsführer ohne Auftrag Hand.~lt es SIch be1 .. den ~obeln, d:,e auf Gru.~d 
angesehen. des Erloschens der offennbch-rechthchen Benut-
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zungstitel ,den Eigentümem herausIgegeben wer­
den müssen, um ,entzogen,es Vermögen, so könnte 
durch eine allfällige Weiterveräußerung die 
Durchsetzung ,eines auf Grund des Vli,erten 
Rückstellungsanspruchsgesetzes zu erhebenden 
Rückstellungsanspruches verhindert werde_no § 41 
ol'dnet daher an, daß in solchen FälLen der Rück­
stellungsanspruch auch ,dann auf den Veräuße­
rungserlös gerichtet werden kann, wenn' dies 
nach den Bestimmungen des Dritten Rückstd­
lungsges,etzes nicht der Fall wäre. Um eine 
SchädiJgung -im FaHeeiner unentgeltlichen oder 
einer Veräußerung unter dem' wahren Wert 
hintanzuhalten, wi'l'd bestimmt, daß zur Er­
füllung ,des Rückstellungsanspruches mindestens 
ein Betrag in der Höhe ,des Verkehrswertes der 
Möbel ,im Zeitpunkt der - V,eräuß,erung zu 
dienen hat. 

Zu Artikel VI. 

Zu § 42 und § 43: 

§ 42 hebt die Wirksamkeit der Vorschriften 
des Wirtschaftssäuberungsgesetzes 1947 auf. Ver-

o schiedene Bestimmungen des Wirtschaftssäube­
rungsgesetzes haben bereits ihre Wirksamkeit 
verloren; die Aufhebung erfolgt deshalb nur, 
soweit die Bestimmungen dieses Gesetzes noch in 
Geltung stehen. Insbesondere haben bereits fol­
gende Vorschriften ihre Geltung verloren: Die 
Bestimmungen des § 13 Abs. 3 und 4, die durch 
die Verordnung vom 12. Dezember 1950, BGBl. 
Nr.3511951, mit Wirksamkeit vom 31. Jänner 
1951 außer Kraft gesetzt wurden; durch Zeit­
ablauf sind insbesondere außer Kraft getreten 
die Vorschriften des § 3 a Abs. 1 lit. abis f für 
Minderbelastete (§ 17 Abs.3 des Verbotsgesetzes 
1947) mit 30. April 1950, die Verbote des § 3 a 
Abs. 1 lit. e bis g mit 30. April 1955, das Verbot 
der Ausübung des Berufes eines Rechtsanwaltes 
(Rechtsimwaltsanwärters), eines Verteidigers in 
Strafsachen, eines Notars (Notariatskandidaten) 
oder eines Patentanwaltes (Patentanwaltsanwär­
ters) gemäß § 3 a Abs. 5 für Minderbelastete mit 
30. April 1950 sowie die Vorschrift des § 6 b 
Abs. 2 für Minderbelastete mit 30. April 1948. 

Gemäß § 8 dieses Bundesverfassungsgesetzes 
bleiben Sühnefolgen und Rechtsnachteile, die vor 
seinem Inkrafttreten kraft Gesetzes oder durch 
rechtswirksame Maßnahmen eingetreten sind, un­
berührt, sofern das Gesetz selbst nichts anderes 
bestimmt. § 43 macht von dieser Ermächtigung 
Gebrauch und sieht folgende Einschränkung 
der V~JrSchrift des § 8 vor: Für Personen, die 
nach § 3 des Wirtschaftssäuberungsgesetzes ent­
lassen worden sind, oder deren Angehörige oder 
Hinterbliebene zufolge dieser Maßnahme gemäß 
§ 7 Abs. 1 des gleichen Gesetzes Ansprüche auf 
Ruhe- beziehungsweise Versorgungsgenüsse, die 
ihnen auf Grund eines Dienstvertrages, einer 
Dienstordnung oder sonstiger Bestimmungen zu-

gesichert waren (sogenannte Administrativ- oder 
Zusatzpensionen beziehungsweise -renten), ver­
loren haben, sollen die angeführten Ansprüche 
ab dem Inkrafttreten des vorliegenden Bundes­
verfassungsgesetzes wieder aufleben. Das gleiche 
soll für Personen gelten, die einen auf Grund 
eines Dienstvertrages, einer Dienstordnung oder 
auf Grund sonstiger Bestimmungen zustehenden 
Ruhe- oder Versorgungsgenuß bereits bezogen 
hatten, als sie diesen Anspruch gemäß § 7 Abs. 3 
des Wirtschaftssäuberungsgesetzes verloren haben, 
weil sie als belastete Personen im Sinne des § 17 
Abs. 2 des Verbots'gesetzes 1947 galten (Z. 1). Das 
Wiederaufleben dieser Ansprüche tritt nicht etwa 
rückwirkend ab dem Zeitpunkt des Verlustes ein, 
da durch eine solche Rückwirkung die seinerzeit 
vom Gesetzgeber gehegte Absicht nadlträglich 
zur Gänze unwirksam ,gemacht würde, sondern 
erst ab dem Zeitpunkt des Inkrafttretens des vor­
liegenden Bundesverfassungsgesetzes für die Zu­
kunft. Eine weitere Voraussetzung für das 
Wiederaufleben der in Rede stehenden Ansprüche 
ist es, daß die Einrichtung, die zur Zeit des Ver­
lustes der Ansprüche zu ihrer Erfüllung bestimmt 
war, noch besteht, da an sonst eine Erfüllung 
praktisch nicht durchführbar wäre. Die wieder­
auflebenden Leistungen sollen dabei in der Höhe 
wieder bezogen werden können, in der sie im 
Zeitpunkt des Wirksamwerdens der seinerzeitigen 
Maßnahmen nach dem Wirtschaftssäuberungs­
gesetz gebührt haben oder gebührt hätten, wenn 
der Verlust hicht eingetreten wäre (Z.2). Durch 
diese Begrenzung der Höhe der wiederaufleben­
den Ruhe- beziehungsweise Versorgungsgenüsse 
werden die Personen, die von Maßnahmen gemäß 
§ 7 Abs. 1 oder 3 des Wirtschaftssäuberungs­
gesetzes betroffen waren, im wesentlichen gleich 
den öffentlichen Bediensteten behandelt, die aus 
ihrer seinerzeitigen nationalsozialIstischen Betäti- 0 

gung Rechtsnachteile zu tragen gehabt 0 haben. In 
Z. 1 des § 43 wird auch klargestellt, daß Anwart­
schaften auf Ruhe- beziehungsweise Versorgungs­
genüsse, die im Zeitpunkt des Verlustes des An­
spruches noch nicht zum Bezug eines Ruhe- oder 
Versorgungsgenusses ausgereicht hätten, keine Be­
rücksichtigung finden; die Anwartschaftszeit eines 
solchen Anspruches muß also zu diesem Zeitpunkt 
bereits erfüllt gewesen sein. 

Nach § 7 Abs.2 des Wirtschaftssäuberungs­
gesetzes konnte Angehörigen einer nach § 3 des 
gleichen Gesetzes entlassenen Person ein Unter­
haltsbeitrag gewährt werden, wenn sie gegen den 
Entlassenen einen gesetzlichen Unterhaltsanspruch 
hatten. Z. 3 des § 43 bestimmt folgerichtig, daß 
diese Unterhaltsbeiträge ab dem Zeitpunkt ent­
fallen, ab dem ein Ruhe- oder Versorgungsgenuß 
auf Grund eines gemäß Z. 1 wiederauflebenden 
Anspruches tatsächlich zur Auszahlung gelangt, 
wobei jedoch Unterhaltsbeiträge, die zwischen 
dem Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundes­
verfassungsgesetzes und dem Zeitpunkt der tat-
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sächlichen Auszahlung des Ruhe- oder Versor­
gungsgenusses ausbezahlt wurden, auf diesen 
angerechnet werden können. 

Gemäß § 7 Abs. 4 des Wirtschaftssäuberungs­
gesetzes konnte im Falle einer Kündigung nach 
§ 4 Abs . .2 des gleichen Gesetzes der Anspruch des 
Dienstnehmers, seiner Angehörigen oder Hinter­
bliebenen auf einen Ruhe- beziehungsweise Ver­
sorgungsgenuß, der auf Grund einer Dienstord­
nung, eines Dienstvertrages oder einer sonstigen 
Bestim~ung zugesichert war, gekürzt werden. 
Solche Kürzungen sollen nunmehr mit Inkraft­
treten des vorliegenden Bundesverfassungs­
gesetzes entfallen. 

Zu Artikel VII. 
Zu § 44: 

Durch die Bestimmungen dieses Paragraphen 
wird auch die Möglichkeit geschaffen, öffentlich 
Bediensteten, die als Illegale gemäß § 14 des Ver­
botsgesetzes 1945 bescheidmäßig entlassen worden 
waren, die Zeit vom 6. Juni 1945 bis 18. Feber 
1947 für die VorrÜckUng und für die Bemessung 
des Ruhegenusscs anzurechnen. 

Die rückwirkende Aufhebung der Entlassung 
aus dem öffentlichen Dienst bewirkt weder eine 
Nachzahlung von Bezügen, noch von Bezugsvor­
schüssen. Auch Bezugsnachzahlungen aus dem 
Titel der nunmehr möglichen Dienstzeitanrech­
nung unterbleiben; soldle Bezugserhöhungen ge­
bühren daher erst mit dem Inkrafttreten dieses 
Bundesverfassungsgesetzes. 

Zu § 45: 

Die auf Grund der Verbotsgesetze entlassenen 
Bediensteten, die vor ihrer Entlassung in einem 
pensionsversicherungsfreien Dienstverhältnis stan­
den, waren bei den Pensions(Renten)versiche­
rungsträgern durch Nachzahlung der Versiche­
rungsbeiträge nachzuversichern. Durch diese 
Nachversicherung erwarben diese Personen in der 
Pensionsversicherung eine Rentenanwartschaft. 
Soweit nun diese Personen auf Grund' dieses 
Bundesverfassungsgesetzes nach dem Beamten­
überleitungsgesetz behandelt und dadurch wieder 
eine Anwartschaft beziehungsweise einen An­
spruch auf einen Ruhe(Versorgungs)genuß er­
werben, sind die früher vom Dienstgeber gelei­
steten Nachversicherungsbeiträge diesem wieder 
rückzuerstatten. Auf diese Weise wird eine 
Doppelversorgung für ein und denselben Zeit­
raum vermieden. Die Frist zur Antragstellung 
für die Rückerstattung der Nachversicherungs­
beiträge wird in Anlehnung an § 308 ASVG. mit 
18 Monaten festgesetzt. 

Die Behandlung nach dem Beamten-über­
leitungsgesetz erfolgt auf Antrag. Die Antrags­
möglichkeit ist befristet. Es ist, jedoch vor­
gesehen, daß in berücksichtigungswürdigen Fällen 
eine Fristnachsicht erteilt werden kann. Die 
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Nachsicht erteilt im Bereiche des Bundes ·das zu­
ständige Bundesministerium im Einvernehmen 
mit dem Bundeskanzleramt. Für die Zuständig­
keit zur Erteilung der Fristnachsicht, soweit es 
sich nicht um Bundesbedienstete handelt, ist 
keine Bestimmung enthalten. Die Zuständigkeit 
hiefür richtet sich nach den für diese Bedienste­
ten geltenden aUgemeinen Dienstrechts- be­
ziehungsweise Organisationsvorschriften. 

2. 
Zum Entwurf des Bundesgesetzes über eine 
Amnestie für politische Straftaten (Amnestie 

1957). 
Es ist beabsichtigt, im Rahmen der gesetz­

geberischen Maßnahmen, die eine b,efriedigende 
Lösung des sogenannten Nationalsozialisten­
prO'blems herbeiführen sollen, den ehemaligen 
Nationalsozialisten auch eine umfassende straf­
rechtliche Amnestie zu gewähren. Die Gelegen­
heit der Erlassung einer "NS-Amnestie" soll nun' 
dazu benützt werden, das innenpolitische Be­
friedungswerk dadurch abzuschließen, daß auch 
die von Nichtnationalsozialisten begangenen 
politischen Delikte amnestiert werden. 

lm wesentlichen sollen folgende strafbare Hand­
lungen in die' Amnestie einbezogen werden: 

Von den im AUgemeinen Strafgesetz mit 
Strafe bedrohten Handlungen ·die Verbrechen 
des Hochverrates, der Störung der öffentlichen 
Ruhe, des Aufstandes, der öffentlichen Gewalt­
tätigkeit durch gewaltsames Handeln gegen eine 
von der Regierung zur Verhandlung öffentlicher 
Angelegenheiten berufene Versammlung; gegen 
ein Gericht oder eine andere öffentliche Behörde, 
O'egen gesetzlich anerkannte Körperschaften oder 
~egen VersammLungen, die unter Mitwirkung 
oder Aufsicht einer öffentlichen Behörde gehal­
tep. werden, das Vergehen des Auflaufes und ver­
wandte strafbare Handlungen:, die Teilnahme an 
geheimen Gesellschaften, die Herabwürdigung 
der Verfügungen der Behörden und Aufwiege­
lung gegen' Staats- oder Gemeindebehörden, 
gegen einzelne Organe der Regierung, gegen 
Zeugen oder Sachverständige, die Aufreizung zu 
Feindseligkeiten gegen Nationalitäten, Religions­
gesellschaften, Körperschaften und dergleichen, 
die Beleidigung einer gesetzlich anerkannten 
Kirche oder Religionsgesellschaft, die Förderung 
einer vom Staate für unzulässig erklärten Reli­
gionssekte, die öffentliche Herabwürdigung der 
Einrichtungen der Ehe, der Familie, des Eigen­
tums oder Gutheißung von ungesetzlichen oder 
unsittlichen Handlungen und die Verbreitung 
falscher beunruhigender Gerüchte oder Vorher­
sagen; dazu kommen von den im Staatss~hutz­
gesetz, BGBL Nr 223/1936, mit Strafe bedrohten 
Handlungen die Verbrechen der Gründung oder 
Bcteiligung an einer bewaffneten Verbindung und 
der Gründung oder Beteiligung an einer staats­
fei~dlichen Verbindung; 
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ferner, wenn die Tat aus politische·n Beweg­
gründen begangen worden ist, die Verbrechen 
der öffentlichen Gewalttätrgkeit .dur·ch ·gewalt­
same Handanlegung oder gefährliche Drohung 
gegen obrigkeitliche Personen in Amtssachen, 
durchgewa1tsamen Einfall in fremdes unbeweg­
liches Gut und .durch boshafte Beschädigung 
fremden Eigentums, das Verbrechen der 
schweren körpedichen Beschädigung (ausgenom­
men die besonders schweren Fälle nach §§ 155 
und 156 des Strafgesetzes), die Beleidigung der 
öffentlichen Beamten, Diener, Wachen usw., die 
Einmengung in die Vollziehung öffentlicher Dien­
ste, vorsätzliche und bei Raufhändeln vorkom­
mende körperliche Beschädigungen, die fahrlässige 
Herbeiführung der Gefahr einer Feuersbrunst, die 
übertretung der boshaften Beschädigung fremden 
Eigentums sowie das Verbrechen des Ansammelns 
von Kampfmitteln nach § 10 des Staatsschutz­
gesetzes; 

die in der Strafgesetznovelle vom Jahre 1862 
mit Stl'afe bedrohten Formen des Verbrechens 
der Störung der öffentlichen Ruhe und der 
Herabwüdigung der Verfügungen von Behörden 
usw.; 

die im Bundes·gesetz vom 5. April 1930, BGBl. 
Nr. '113, zum Schutze der Arbeits- und Ver­
sammlungsfrdheit, im Gesetze vom 7. April 
1870, RGBl. Nr. 43 (dem sogenannten Koali­
tionsgesetz) und dem Gesetz vom 26. Jänner 
.1907, RGBl. Nr. 18, betreffend strafrechtliche 
Bestimmungen zum Schutze der Wahl- und V.er­
sammlungsfreiheit mit gerichtlicher Strafe be­
drohten Handlungen; 

die übertretung nach § 2 des Uniform-Verbots­
gesetzes, BGBl. Nr. 15/1946; 

die Vorschubleistung in Beziehung auf eine 
der vorstehend angeführten strafibaren Halndlun­
gen und 

schließlich die Vernachlässigung der pfJ.icht­
mäßigen Sorgfalt nach dem Pressegesetz, sofern 
der Inhalt des Druckwerkes den Tatbestand einer 
unter dieses Bundesgesetz fallenden strafba·r·en 
Handlung begründet. 

Zu den einzelnen Paragraphen des Gesetzent­
wurfes: 

§ 1 bestimmt, wegen welcher strafbarer Hand­
lungen ein Strafverfahren nicht einzuleiten und 
eIn bereits eingeleitetes Verfahren einzustellen 
ist. 

§ 2. Ganz oder teilweiseunvollstreckte Geld­
und Freiheitsstrafen, die wegen der in § 1 be­
zeichneten strafbaren Handlungen verhängt 
worden sind, sind nachgesehen. 

§ 3 bestimmt, daß in den Fällen, in denen nach 
§ 2 Strafnachsicht erteilt wird oder wurde, die 

Eibegger 
Berichterstatter 

noch nicht bezahlten Kosten des Strafverfahrens 
und des Strafvollzuges nachgelassen sind und die 
Verurteilung getilgt ist. 

§ 4 enthält die erforderlichen Verfahrensbestim­
mungen. 

§ 5 entjhält die Vollzugsklausel. 

3. 

Zum Entwurf des Bundesgesetzes, womit das 
Staa tsbürgerschafts-überI ei tungsgesetz 1949, 
BGBI. Nr. 276, in der Fassung des Bundes­
gesetzes vom 15. Dezember 1951, BGBL 

Nr. 12/1952, abgeändert wird. 
Nach den dem Bundesministerium für Inneres 

zur Verfügung stehenden Unterlagen wurden auf 
Grund der Verordnung der Bundesregierunlg 
vom 16. August 1933, BGBl. Nr. 369, rund 
10.000 Personen aus politischen Gründen aus 
dem österreichischenStaatsverband ausgebürgert. 
Nach der Wiedererrichtung der Republik bot 
wohl § 4 des Staatsbürgerschafts-überleitungs­
gesetzes 1949 die Möglichkeit, diese Ausbürge~ 
rungen unter bestimmten gesetzlichen Bedingun­
gen zu widerrufen. Tatsächlich wurde in 
1399 Fällen der Widerruf gemäß Abs. 1 und in 
590 Fällen der Widerruf gemäß Abs. 2 der zi­
tierten Gesetzesstelle von den zuständigen Be­
hörden ausgesprochen. 

Ein Teil der Ausgebürgerten blieb jedoch nach 
den staatsbürgerschaftsrechtlichen Bestimmungen 
des NationalsoziaIistengesetzes (Z. 1 lit. a) vom 

. Erwerb der österreichischen Staatsbürgerschaft 
ausgenommen, weil sie zwischen dem 1. Juli 1933 
und 13. März 1938 die deutsche Staatsangehörig­
keitdurch Einbürgerung erworben hatten. Diese 
Bestimmung wurde zwar durch das Bundesver­
fassungsgesetz vom' 8. Feber 1956,' BGBl. Nr. 24, 
aufgehoben. Die Aufhebung kam jedoch den in 
Rede stehenden Personen insofern nicht mehr 
zugute, als die Frist zur Einbringung des Wider­
rufsantrages am 31. Dezember 1953 abgelaufen· 
war. 

,Durch die vorliegende Novelle 'soll daher auch 
diesen Personen die Möglichkeit geboten werden, 
bei Erfüllung. der im § 4 Abs. 1 oder 2 des 
Staa tshürgerschafts:-überleitungsgesetzes 1949 
festgesetzten Bedingungen die österreichische 
Staatshürgerschaft auf dem 'einfachen Widerrufs­
weg zu erlangen. 

Der Hauptausschuß stellt :l!\lf Grund seiner . /1 
Beratungen den An t rag, der Nationalrat 
wolle den d r e i a n g e s chI 0 s sen e n Ge- . /2 
setzentwürfen die verfassungsmäßige Zustim-
mung erteilen. . /3 

Wien, am 11. März 1957. 

Dr. Hurdes 
Obmann 
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Bundesverfassungsgesetz vom 
1957, womit Bestimmungen des National­
sozialistengesetzes, BGBI. Nr; 25/1947, ab­
geändert oder aufgehoben werden (NS-

Amnestie 1957). 

Der.Nationalrat hat beochlossen: 

Artikel I. 

Aufhebung der R e gis tri e run g s-
p f,[ ich t. 

§ 1. (1) Ab dem Inkrafttreten di.eses Bundes­
verfassungsgesetzes finden Verzeichnun:g-en in den 
besonderen Listen gemäß §§ 4 und 13 des Ver­
botsgesetzes- 1947 (I. Hauptstück, Ahs-chnitt II, 
Z. 7 des Nationa.1soziallistengesetzes, BGBl. Nr. 25/ 
1947) und Anmeldungen zur Verzeichnung nach 
§ 5 des Verbotsgesetzes 1947 n~cht mehr statt. 

(2) Ist eine Verzeichnung gemäß § 17 Abs. 2 
oder 3 des V-erbolCsgesetzes 1947 bereits in 
Rechtskraft erwadlsen,so gilt die Eintragung 
mit dem Inkrafttreten dieses Bundesverfassungs­
gesetzes als gestrichen. Die öffentlich-e Auflegung 
der Registrierungslisten gemäß § 6 des Verbots­
gesetzes 1947 entfällt. 

(3) Anhängige Verfahren über die V erzeidt­
nungsind einzusteHen. Dies gilt jedoch nicht für 
Verfahr-en, die gemäß §§ 68, 69 und 71 A VG. 
1950 oder gemäß § 43 der Verordnung der Bun­
desregierung vom 10. März 1947, BGBl. Nr. 64, 
eingeleitet wurden oder noch eingeleitet werden. 

(4) Ab Inkrafttr·eten dies'es Bundesverfassungs­
gesetzes können V.erfahren gemäß § 68 A VG. 
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I sofern sie nicht schon nach den bis zum Inkraft­
treten die~es Bundesv.erfassungsgesetzes geltenden 
Bestimmungen von der Sühnepflicht ausgenom­
men sind, die in den §§ 5 und 6 angeführten 
Sonderbes,timmungen. 

(2) Das gleiche gilt für Personen, auf die die 
Bestimmungen des § 1 Abs.3, erster Satz, An­
wendung finden. 

(3) Auf Antrag der für die Handhabung der 
Sonderbest-immungen der §§ 5 und 6 zuständigen. 
Behörden haben die Verwahungsbehörden, in 
letzter Instanz die im § 7 Abs. 1 des Verbots­
gesetzes 1947 genannte Kommission (Feststel­
lungsbehöl'den) festzustellen, ob und in welchem 
Umfang diese Personen der V-erzeichnung in den 
Registrierungslisten unterliegen würden. 

(4) In den Fällen des Abs.2 ist die Feststellung 
von jener Feststellungsbehörde zu treffen, bei der 
im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundes­
verfassungs'1:~esetzes das Registrierungsverfahren 
anhängig war. 

(5) In dem Verfahren nadl den Abs. 1 his 4 
komm t den Personen, die im Verwaltungsver­
fahren nach den Sonderbestimmungen der §§ .5 
und 6 Parteien oder Beteiligte sind, ParteisteIlung 
vor der Feststellungsbehörde zu. 

§ 3. Personen" auf die die Bestimmungen des 
§ 2 Abs. 1 und 2 Anwendung finden, sind bei 
Handhabung der -in den §§ 5 und 6 genannten 
Sonderbestimmullgen so zu behandeln, wie wenn 
sie dem PersÜlnenkreis des § 4 Abs. 1 oder § 13 
des Verbotsgesetzes 1947 angehören würden. 

1950 oder § 43 der Verordnung der Bundes- § 4. Die näheren Vorschriften über das Fest­
regierung vom 10. März 1947, BGBl. Nr. 64, nur stellungsverfahr-en und dessen Instanzenzug wer­
noch eingelertet werden, wenn der Betroffene nur den durch Verordnung getroffen. 
auf Grund eines gerichtlichen Ur~eiles gemäß § 5. Unterliegt eine Person nur zufolge § 1 
§ 17 Abs. 2 lit. f des Verbotsges-etzes 1947 als be- Ahs. 1 oder Abs. 3, erster Satz, nicht den Sühne­
lastet verzeichnet und diese Verurteilung nachher folgen: nach § 18 Et. b des Verbotsgesetzes 1947, 
aufgehoben wurde. findet eine Nachzahlung weder von Bezugsvor-

(5) Durch diese Regelung werden die Vorschrif- schüss-en im Sinne des § 3 Abs.2 Beamten-über­
ten über das Ve-rfahren vor dem Verfassungs- leitungsges·etz, StGBl. Nr. 134/1945, noch von 
gerichtshof und vor dem Verwaltungsgerichtshof Bezügen statt. 
nidlt berührt. 

. . § 6. Rechtswirkungen auf Grund der Bestim-
(6) DI.e. Bestl~mungen des Abs. 2, erster Satz, mungen des XIV. Hauptstückes, Abschnitt II 

s:e~ell elne~ nach den Abs. 3 u~-d 4 ~?ch z~- und III, sowie des XV. Hauptstückes des Natio­
lassige.n Aban"'~rung der EntscheIdung uber dIe I nalsözialistengesetzes, BGBl. Nr. 25/1947, werden 
Verzelchnung mcht en1Jgegen. I durch die Bestimmungen dieses BUlldesverfas-

§ 2: (1) Für Personen, auf die die Bestimmun- sungsgesetzes nur soweit berührt, als dies in den 
gen des § 1 Abs. 1 Anwendung finden, gelten, Artikeln IV und V bestimmt ist. 
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die vor dem Aussdleidennach den Bestimmungen 
Be s tim m u n gen übe r die Be end i- des Nationalsozialistengesetzes, BGB!. Nr. 25/ 

gun g der S ü h n e f 0 I gen. 1947, oder vor dem Ausscheiden infolge einer 
Verurteilung wegen einer im § 17 Abs. 2 lit. f 

Artikel II. 

§ 7. (1) Die im Verbotsgesetz 1947 und son- des Verbotsgesetzes 1947 oder im § 14 Abs. 1 
stigen Gesetzen enthaltenen Sühnefolgen enden angeführten strafbaren Handlung getroffen wur­
mit dem Inkrafttreten dieses Bundesverfassungs- den, stehender Behandlung nach Abs. 1 nicht 
gesetzes für die in § 17 Abs. 2 und 3 des Verbots- entgegen. 
gesetzes 1947 gena·miten Personen, sofern sie 

(3) Den in Abs. 1 genannten Personen oder 
nicht bereits geendet haben. . ihren versorgungsberechtigten Angehörigen auf 

(2) Sind die in Abs. 1 genannten Personen Grund des ehemaligen Dienstverhältnisses ge­
vor dem Inkrafttreten dieses Bundesverfassungs- währte außerordentliche Versorgungsgenüsse, 
gesetzes hereits verstorben; so gelten die in. § 18 Unterhaltsbeiträge oder andere fortlaufende 
lit. b Verbotsgesetz 1947 enthaltenen Sühnef?l- Unterstützungen sind mit dem Wirksamwerden 
gen als am Tage vor dem Ableben beendet. Eme I einer Verfügung nach Abs. 1 einzustellen. 
Nachzahlung von Bezugsvorschüssen im Sinne . ." . 
des § 3 Abs. 2 Beamten-überleitungsgesetz, .§ 10. Die Verpfhchtu~g zl!r Entncht~"ng be-
"StGB!. Nr. 134/1945, oder von Bezügen findet relts ·fest~esetzter ~chuldlg~elten :von. Suhnea!-,-
nicht tatt" gaben bleibt unberuhrt. Bel der Embnngung Ist 

s . jedoch jede Unbilligkeit zu vermeiden. Nach dem 
. § 8. (1) Die Wirkungen von Sühnefolgen und Inkrafttreten dieses Bundesverfassungsgesetzes 

Rechtsnachteilen, die vor dem Inkrafttreten sind Sühneabgaben sowie die in § 5 Z. 2 der 
dieses Bundesverfassungsgesetzes kraft Gesetzes Vermögensverfallsamnestie, BGB!. Nr. 155/1956, 
oder durch rechtswirksame Maßnahmen einge- genannten Beträge, die auf die einmalige Sühne­
treten sind, bleiben unberührt, sofern in den abgabe" entfallen würden, nicht mehr festzu­
folgenden Bestimmungen dieses Bundesverfas- setzen. über anhängige Rechtsmittel ist zu ent-
sungsgesetzes nichts anderes bestimmt wird. scheiden. 

(2) Anhängige Verfahren über den Eintritt von § 11. Ab dem Inkrafttreten dieses Bundesver-
Sühnefolgen und Rechtsnachteilen sind nach den fassungsgesetzes sind Wiedergutmachungsbeträge 
bisher geltenden Bestimmungen durchzuführen. nach § 23 des Verbotsgesetzes 1947, auch wenn sie 

bescheidmäßig festgestellt, aber noch nicht er­
stattet sind, nicht mehr zurückzuzahlen. Sie dür­
fen auch von dem zu erstattenden Vermögen 
nicht in Abzug gebracht werden. 

Artikel III. 

§ 9. (1) Personen, bei denen auf Grund der 
Bestimmungen dieses Bundesverfassungsgesetzes 
die Sühnefolgen enden oder vor dem Inkraft­
treten dieses Bundesverfassungsgesetzes bereits 
geendet haben, sowie deren Hinterbliebene sind 
nach Wegfall der entgegenstehenden Rechtsfolgen 
einer allfälligen Verurteilung unter Bedacht- S t r a f r e c h t I ich e B e s t i ril m u n gen. 
nahme auf die Bestimmungen des § 45 Abs. 3 § 12. (1) Ein Strafverfahren ist nicht einzu-
nach dem Beamten-überleitungsgesetz, StGB!. leiten: 
Nr. 134/1945, oder gleichartigen Bestimmungen "1. wegen des Verbrechens nach § 8 des Ver­
zu behandeln, sofern nicht bereits eine solche Be- botsgesetzes, StGB!. Nr. 13/1945; 
handlung stattgefunden hat. In den Fällen des 2. wegen der Verbrechen nach § 10 Abs. 1, 
§ 8 Abs. 2 und § 10 Abs. 1 und 2 Beamten- § 11 und § 12 des Verbotsgesetzes 1947 (I. Haupt-

"überleitungsgesetz, StGB!. Nr. 134/1945, oder stück, Abschnitt I, Z. 7 bis 9 des Nationalsozia­
gleichartiger Bestimmungen hat bei rechtzeitiger listengesetzes, BGB!. Nr. 25/1947); 
Einbringung eines Antrages nach § 45 Abs. 3 als 3. wegen des Verbrechens nach § 20 Abs. 5 des 
Tag der Wirksamkeit der Verfügung nach diesen 
Bestimmungen der 1. Oktober 1957, frühestens Verbotsgeset;les 1947 (I. Hauptstück, Abschnitt!, 

Z. 16 ades Nationalsozialistengesetzes, BGB!. aber der Zeitpunkt nach Wegfall entgegenstehen-
der Rechtsfolgen einer allfälligen Verurteilung zu Nr. 25/1947); 
gelten. Im Falle der Nachsicht der Fristversäum- 4. wegen des Verbrechens oder Vergehens nach 
nis im Sinne des § 45 Abs. 3 hat als Beginn der § 26" Abs. 1 oder des Vergehens oder der über­
Wirksamkeit der Verfügung der auf die Zustel- tretung nach § 27 des Vermögensverfallsgesetzes, 
lung des Bescheides nächstfolgende Monatserste, BGB!. Nr. 213/1947, in der Fassung des Bundes­
frühestens jedoch der 1. Oktober 1957 zu gelten. verfassungsgesetzes vom 16. Juli 1952, BGB!. 
Eine Zahlung von Bezugsvorschüssen im Sinne Nr. 157; 
des § 3 Abs. 2 Beamten-überleitungsgesetz, "5. wegen des Verbrechens nach § 7 Abschnitt D, 
StGB!. Nr. 134/1945, findet in keinem Fall statt. letzter Absatz des Wahlgesetzes, StGB!. Nr. 198/ 

(2) Verfügungen gemäß § 7, § 8 Abs. 2 oder 1945; 
'§ 10 des Beamten-überleitungsgesetzes, StGB!. 6. wegen des Ve~brechens nach § 1 oder § 2 des 
Nr. 134/1945, oder gleichartiger Bestimmungen,. I Bundesgesetzes vom 13. November 1946, BGB!. 
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Nr. 6/1947, gegen falsche Angaben in amtlichen 
Fragebogen. 

(2) Ist ein Strafverfahren schon eingeleitet wor­
den, so ist es einzustellen, soweit es sich auf 
solche strafbare Handlungen bezieht, und zwar 
auch dann, wenn vor dem Tage der Kund­
machung dieses Bundesverfassungsgesetzes das 
verurteilende Erkenntnis erster Instanz zwar 
schon gefällt, aber noch nicht in Rechtskraft er­
wachsen ist, es wäre denn, daß dagegen ein 
Rechtsmittel eingebracht worden ist und der 
Angeklagte eine Entscheidung begehrt. Wurde 
oder wird ein schon rechtskräftig abgeschlossenes 
Strafverfahren wieder aufgenommen, so ist es 
nicht einzustellen, wenn der Beschuldigte seine 
Durchführung begehrt. 

§ 13. (1) Die im Verbotsgesetz 1947 (I. Haupt­
stück, Abschnitt I des Nationalsozialistengesetzes, 
BGBl. Nr. 25/1947) angedrohte Strafe des Ver­
mögensverfalles entfällt. 

(2) Das Kriegsverbrechergesetz 1947, .BGBl. 
Nr. 198, wird aufgehoben. Insoweit eine nach 
diesem Gesetz mit Strafe bedroht gewesene 
Handlung auch unter eine andere strafgesetzliche 
Vorschrift fällt, ist sie danach zu verfolgen. 

§ 14. (1) Allen Personen, die vor dem Tage der 
Kundmachung dieses Bundesverfassungsgesetzes 
wegen einer oder mehrerer der folgenden straf­
baren Handlungen rechtskräftig zu Freiheits­
oder Geldstrafen verurteilt worden sind,' sind 
diese Strafen --..:. soweit sie noch nicht vollstreckt 
sind - nachgesehen: 

.1. wegen des Verbrechens nach § 8 des Ver­
botsgesetzes, StGBl. Nr. 13/1945; 

2. wegen der Verbrechen nach § 10 Abs. 1, 
§ 11 oder § 12 des Verbotsgesetzes, StGBl. 
Nr. -13/1945, in seiner ursprünglichen Fassung 
oder in der Fassung des § 1 und § 2 der 2. Ver­
botsgesetznovelle, BGBl. N r. 16/1946, od'er in 
der Fassung des I. Hauptstückes, Abschnitt I, 
Z. 7 bis 9 des Nationalsozialistengesetzes, BGBl. 
Nr.25/1947; 

3., wegen des Verbrechens nach § 20 Abs. 5 
des Verbots gesetzes 1947 (I. Hauptstück, Ab­
schnitt I, Z. 16 ades Nationalsozialistengesetzes, 
BGBl. Nr. 25/1947); 

4. wegen der Verbrechen nach § 1 Abs. 6, § 3 
Abs. 3 und § 8 des Kriegsverbrechergesetzes, 
StGBl. Nr. 32/1945, in seiner ursprünglichen 
Fassung oder in der des V. Hauptstückes, Z. 1 
des Nationalsozialistengesetzes, BGBl. Nr. 25/ 
1947; 

5. wegen der nicht unter Z. 4 fallenden Ver­
brechen nach dem Kriegsverbrechergesetz in einer 
der in Z.' 4 bezeichneten Fassungen, wenn auf 
keine strengere als eine fünf jährige Freiheitsstrafe 
erkannt worden ist; 

6. wegen des Verbrechens oder Vergehens nach 
§ 26 Abs. 1 oder des Vergehens oder der über-
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tretung nach § 27 des Vermögensverfallsgesetzes, 
BGBl. Nr. 213/1947, in der Fassung der H. Straf­
gesetznovelle 1947, BGBl. Nr. 243, oder in der 
Fassung des Bundesverfassungsgesetzes vom 
16. Juli 1952, BGBl. Nr. 157; 

7. wegen des Verbrechens nach § 7 Abschnitt D, 
letzter Absatz des Wahlgesetzes, StGBl. Nr. 198/ 
1945; 

8. wegen des Verbrechens nach § 1 oder § 2 
des Bundesgesetzes 'vom 13. November 1946, 
BGBl. Nr. 6/1947, gegen falsche Angaben in amt-
lichen Fragebogen. . 

(2) Den vor dem Tage der Kundmachung dieses 
Bundesverfassungsgesetzes rechtskräftig verhäng­
ten Strafen stehen in einem 'später rechtskräftig 
abgeschlossenen Verfahren verhängte Strafen 
gleich, vorausgesetzt, daß das Erkenntnis erster 
Instanz schon vor dem Tage der Kundmachung 
dieses Bundesverfassungsgesetzes gefällt war. 

(3) Personen, die mit demselben Urteil auch 
anderer strafbarer Handlungen schuldig erkannt 
worden sind, ist nur der Teil der Strafe nach­
gesehen, der die Strafe übersteigt, die wegen 
dieser anderen strafbaren Handlungen allein ver­
hängt worden wäre. 

(4) Personen, die mit demselben Urteil eines 
der im Abs. 1 Z. 5 bezeichneten Verbrechen und 
auch einer anderen unter Abs. 1 fallenden straf­
baren Handlung schuldig erkannt worden sind, 
ist die gesamte Strafe nachgesehen, wenn der 
Teil der Freiheitsstrafe, der wegen d'es unter 
Abs. 1 Z. 5 fallenden Verbrechens allein verhängt 
worden wäre, fünf Jahre nicht übersteigt; an­
dernfalls ist nur der Teil der Strafe nachgesehen, 
der allein wegen der nidlt unter Abs. 1 Z. 5 fal­
lenden strafbaren Handlung verhängt worden 
wäre. 

§ 15. (1) Wird dem Verurteilten nach· § 14 
Abs. 1 Strafnachsicht zuteil oder nur deshalb 
nicht zuteil, weil die Strafe schon verbüßt ist 
oder als verbüßt gilt oder weil er nicht mehr 
lebt, so werden folgende Begünstigungen ge­
währt: 

1. die noch ni'cht bezahlten Kosten des Straf­
verfahrens und des Strafvollzuges sind nachge­
lassen; sie dürfen auch nicht von dem zu erstat­
tenden Vermögen in Abzug gebracht werden; 

2. die Verurteilung ist getilgt. 

(2) Wird dem Verurteilten nach § 14 Abs. 3 
oder Abs. 4- nur ein Teil der Strafe nachgesehen 
oder. wird ihm eine solche teilweise Strafnachsicht 
nur deshalb nicht zuteil, weil die Strafe 'schon 
verbüßt ist oder als V'erbüßt ,gilt oder weil er 
nicht mehr lebt, so sind ·die Kosten des Strafvoll­
zuges insoweit nachgelassen, als sie für den Straf­
teil zu bezahlen wären, der nach diesem Bundes­
verfa,ssungsgesetz nachgesehen ist oner wäre. 
Die Kosten des Strafverfahrens werden in einem 
solchen Falle nicht nachgelassen. 
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(3) Unter den in Abs. 2 bezeichneten Voraus­
setzungen ist die Veruroeilung nur insoweit ge­
tilgt, als sie sich auf den Schuldspruch wegen der 
unter dieses Bundesverfassungsgesetz fallenden 
strafbaren Handlungen und auf den Teil der 
Strafe bezieht, der nach § 14 Abs. 3 oder Abs. 4 
riachgesehen ist oder ,wäre. 

§ 16. (1) Ober die Einstellung des Strafverfah­
rens, die Nachsicht von Strafen, den Nachlaß ·der 
Kosten des Strafv,erfahrens und ,des Strafvoll­
zuges und die Tilgung der Verurteilung entschei­
det a.ußerhalb einer Hauptverha'ndlung der Ge­
richtshoferster Imtanz in einer Versammlung 
von drei Richt~rn, und zwar 

1. wenn ein Volks gericht in der Hauptsach,e 
entschieden hat, der Gerichtshof, der an die Stelle 

. des Volksgerichtes getreten ist (§ 8 Abs. 2 des 
Bundesgesetzes vom 20. Dezember 1955, BGBL 
Nr. 285, über die Aufhebung der Volksgerichte 
und die Ahndung der bisher diesen Gerichten zur 
Aburteilung zugewiesen'en Verbreche!).); 

2. wenn in der Hauptsache ein Geschwornen­
gericht zu entscheiden hätte oder schon entschie­
den hat, der Gerichtshof, bei dem das Verfahren 
anhängig ist oder an dessen Sitz das Geschworne~ 
gericht getagt hat (§ 8 Abs. 1 des Bundesgesetzes 
vom 20. Dezember 1955, BGBL Nr. 285); 

3. wenn in der Hauptsache ein Bezirksgericht 
als erste Instanz zu entscheiden hätte oder schon 
entschieden hat, der übergeordnete Gerichtshof; 

4. in allen anderen Fällen der Gerichtshof, der 
in der Hauptsache als erst'e Instanz zu entschei­
den hätte oder schon entschieden hat. 

(2) Stellt sich· die Notwendigkeit der Entschei­
dung über die Verfahrenseinstellung in der 
Hauptverhandlung heraus·, 'so entscheidet das er­
kennende Gericht, im Geschwornengerichtsver­
fahren der Schwurgerichtshof gemeinsam mit den 
Geschwornen. Das Bezirksgericht jedoch hat ,die 
Hauptverhandlung abzubrechen und die Ent­
scheidung dem übergeol"dneten Gerichtshof zu 
überlassen. 

(3) Hätten zwei, oder mehrere Gerichte Ent­
scheidungen nach diesem Bundesverfassungsgesetz 
zu fällen, so ist von Amts wegen eines dieser 
Gerichte zu delegieren (§ 62 und § 63 Abs. 1 ,der 
österreichischen Strafprozeßordnung 1945, A. 
Slg .. Nr. 1); die Delegierung kann jedes der Ge­
richte beantragen. 

auf Antrag oder von Amts wegen. über den 
Nachlaß der Kosteri des Strafverfahrens und des 
Strafvollzuges und über die Tilgung der Ver­
urteilungentscheidet es auf Antrag, von Amts 
wegen Dlur dann, wenn der Verurteilte noch lebt 
und das Gericht aus was immer für einem Anlaß 
wahrnimmt, daß die Amnestie anzuwenden ist. 

(6) Antragsberechti.gt sind der Verdächtige (Be­
schuldigte, Angeklagte, Verurteilte) und der 
Staatsanwalt. 

(7) Ist der Verurteilte verstorben, so kann 
jeder, der ein rechtliches Interesse am Nachlaß 
der Kosten des Strafverfahrens oder Strafvoll­
zuges oder an der Tilgung der Verurteilung dar­
tut, den Ausspruch begehren, daß die Kosten 
nachgelassen sind oder die Verurteihmg getilgt 
ist. 

(s) Gegen. Entscheidungen nach diesem Artikel 
steht dem Verdächtigen (Beschuldigten, Ange­
klagten, Verurteilten), dem Antragsteller und 
dem Staatsanwalt die Bes,chwerde offen. Die Be­

,schwerde k~nn binnen vierzehn Tagen erhoben 
werden und hat aufschiebende Wirkung: 

Artikel IV. 

B e s tim m u n gen übe r K lei n gär t e n. 

§ ~17. (1) War ein Pachtvertrag auf Grund des 
XV. Hauptstückes, Abschnitt I, Z. 1 des Natio­
nalsozialistengesetzes, BGBL Nr. 25/1947, auf­
gelöst, so ist der Verpächter verpflichtet, auf 
Verlangen des damaligen Pächters' mit diesem 
einen neuen Pachtvertrag zu ortsühlichen Be­
dingungen über das kleingärtnerisch genutzte 
Grundstück, das Gegenstand des aufgelösten 
Pachtvertrages war, abzuschHeßen, sofern 

a)., der gegenwärtige Pächter den Pachtvertrag 
nach Auflösung des vorangegangenen 
Pachtvertrages entweder als erster Nach­
folger oder nach dem 1. November 1953 
ahgesd1'lossen hat, 

b) der damalige Pächter nicht nachdem 1. No­
vember 1953 auf alle Ansprüche aus einem 
früheren Pachtvertrag verzichtet hat, 

c) nicht ein früherer Pächter dieses Grund­
stückes während der deutschen Besetzun:g 
österreichs aus einem der im § 1 des Ge­
setzes vom 10. Mai 1945, StGBI. Nr. 10, 
über die Erfassung arisierter und anderer 
im Zusammenhang mit der nationalsozia­
listischen Machtübernahme entzogenen Ver­
mögenschaften genannten Gründe auf die 
dort angegebene Weise an der Ausübung 
dieses Pachtrechtes behindert worden ist. 

(4) Das Gericht entscheidet nach Anhörung des 
Staatsanwaltes durch Beschluß. Stimmen der Vor­
sitzende und der Staatsanwalt überein, daß die 
Amnestie anzuwenden sei und welche Begünsti­
gung sie gewähre, so bedarf 'es nicht der Be­
schlußfas~ung des Senates oder des erkennenden 
Gerichtes. 

(2) Ist der damalige Pächter verstorben" so 
(5) Ober die Einstellung des Verfahrens und I kann sein Anspruch vom überlebenden Ehe­

über die Strafnachsicht entscheidet das Gericht gatten oder' von den nach einer letztwilligen 
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V,erfügung oder nach dem Gesetz erbberechtigten 
Personen geltend gemacht werden. Kommen 
hienach mehrere anspruchs berechtigte Personen 
in Betracht und einigen sie sich nicht darüber, 
wer den Pachtvertrag abschließen soll, so be­
stimmt der Verpächter, mit welcher dieser Per­
sonen der Pachtvertrag abzuschließen ist. 

(3) Das Verlangen auf Abschluß eines Pacht­
vertrages im Sinne des Abs. 1 ist binnen sechs 
MonatJen nach "rnkrafttreten dieses Bundesver­
fassungsgesetzes zu stellen. Der neue Pachtvertrag 
wird frühestens am 1. November 1957 wirksam. 

(4) Mit dem Wirksamwerden des neuen Pacht­
vertrages erlöschen die bestehenden Rechtstitel 
zur Benützung des 'Grundstückes, soweit sie mit 
dem neuen Pachtvertrag nicht vereinbar sind. 

§ 18. Pachtverträge, die auf Grund des 
XV. Hauptstückes, Abschnitt I, Z. 2 des Na­
tionalsozialistenges'etzes, BGBL Nr. 25/1947, ab­
geschlossen wurden, sind mit 31. Oktober 1957 
aufgelöst. 

§ 19. (1) War ein Pachtvertrag auf Grund des 
XV. Hauptstückes, 'Abschnitt H, Z. 5 des Na­
tionalsozialistengesetzes, BGBL Nr. 25/1947, mit 
27. April 1945 aufgelöst, so ist der Verpächter 
verpflichtet, auf.v erlangen des damaligen Päch­
t,ers mit ·diesem einen neuen Pachtvertrag zu 
ortsühlichen Bedingungen über das klein gärt­
nerisch genutzte Grundstück, das Gegenstand des 
aufgelösten Pachtvertrages war, abzuschließen, 
sofern 

a) das Grundstück noch auf Gl1und einer vor­
läufigen Benützungsbewilligung genutzt 
wiro, oder, falls bereits ein Pachtvertrag 
abgeschlossen worden ist, der gegenwärtige 
Pächter diese-n auf Grund einer vorläufigen 
Beniitzungsbewilligung oder nachdem 
1'. November 1953 aibgeschlossen hat," 

b) der damalige Pächter nicht nach dem 1. No­
vember 1953 auf alle Ansprüche aus einem 
früheren Pachtvertrag verzi.ch,tet hat, 

c) nicht ein früherer Pächter dieses Grund­
stückes während der deutschen Besetzung 
österreichs aus einem der im § 1 des Ge­
setz,es vom 10. Mai 1945, StGBl. Nr. 10, 
über die Erfassung arisierter und anderer 
im Zusammenhang mit der nationalsozia­
listischen Machtübernahme entzogenen Ver­
mögenschaften genannten Gründe auf die 
dort angegebene Weise an der Ausübung 
dieses Pachtrechtes behindert worden ist. 

(2) Die Bestimmungc;n des § 17 Abs. 2 bis 4 
gelten sinngemäß; danach erlöschen insbesondere 
auch vorläufige Benützungsbewilligungen. 

19 

neuer Pachtvertrag im Sinne des § 17 oder des 
§ 19 abgeschlossen wird, als Mitglieder aufzu­
nehmen. 

§ 21. Hat derjenige, dessen Pachtvertrag auf 
Grund der Bestimmungen des XV. Hauptstückes 
des NationalsoziaIistengesetzes, ,BGBL Nr. 25/ 
1947, aufgelöst war, eine Entschädigung für die 
auf dem Gl'undstück befindlichen Bauten, Bäume, 
Sträucher und dergleichen er.halten, so ist die 
nach § 17 oder § 19 anspI1uchsberechtigte Person 
verpflichtet, den Entschädigungshetrag bei der 
übernahme des Grundstückes an denjenigen zu­
rückzuzahlen, dessen Rechtstitel zur Benützung 
des Grundstückes auf Grund der Bestimmungen 
di,eses Bundesverfassungsgesetze's' erloschen ist. 
Allfällige weitergehende Ansprüche auf Ersatz 
von Aufwendungen werden hiedurd1 nicht be­
rührt. Entschädigungsbeträge, die ·infolge eines 
eingetretenen Vermäg,ensverfalles vom Bund ein­
gezogen wurden, sind so zu behandeln, als ob sie 
der damalige Pächter (§ 17 oder § 19) erhalten 
hätte. 

§ 22. Wer gemäß § 17 oder' § 19 einen neuen 
Pachtvertrag abgeschlossen hat, ist berechtigt, den 
Räumungsanspruch unmittelbar gegen die Pe~­
sonen geltend zu machen, deren Rechtstitel zur 
Benutzung des ,Grundstückes auf Grund der Be­
stimmungen dieses Bundesverfassungsgesetzes er­
loschen ist. Auf Antrag des Beklagt'en ist im Ur­
teil auszusprechen, daß das Grundstück nur Zug 
um Zug gegen Rückzahlung der im § 21 genann­
ten Entschädigung zu räumen ist; deren Höhe 
ist im Urteil zIffernmäßig auszusprechen. 

Artikel V. 

Bestimmungen für die unter das 
X I V. Hau pt s t ü c k, Ab s c h n i t t I I, des 

N a t ion als 0 z i a 1 ist eng 'e set z e s, 
B G B 1. N r. 2 5/1 947, fall end e n M ö bel. 

§ 23. (1) Eigentumsrechte ,an Möbeln, die auf 
Grund des XIV. Hauptstückes, Abschnitt H 
des Nationalsozialistengesetzes, BGBL Nr. 25/ 
1947, in das Eigentum einer Gebietskörperschaft 
übergegangen sind und sich noch in deren Eigen­
tum befinden, werden zu~unsten der nachstehend 
angeführten Personen (Begünstigte) neu begrün­
det, und zwar: 

1. zugunsten der Person, ·die unmitteLbar vor 
dem Eigentumsübergang an die Gehietskörper­
schaft Eigentümer der Möbel war; 

2. ist diese Person vor dem Inkrafttreten die­
ses Bundesverfassungsgesetzes gestorben und ist 

§ 20. Wenn der Abschluß eines Pachtvertrages 
über ein kleingärtnerisch genutztes Grundstück 
die Mitgliedschaft zu einer bestimmten Klein­
gartenvereinigung zur Voraussetzung hat, so ist I 
diese v.erpflichtet, die Personen, mit denen ein 

a) der Nachlaß nicht eingeantwortet, Zlugun; 
sten der Verlassenschaft; in diesem Falle 
sind die Möbel so anzusehen, als hätten sie 
in den Nachlaß gehört; 

b) der Nachlaß eingeantwortet, zugunsten 
~hrer Rechtsnachfolger, soweit ihnen von 
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Todes wegen Ansprüche auf die Möbel zu­
stehen würden, wenn ,diese in die Ver­
lassenschaft gehört hätten. 

(2) Die .Begründung des Eigentumsrech ces nach 
Ahs. 1 tritt ein, sobald die Gebietskörperschaft 
das Eigentumsl'echt a,uf Begehren eines Begün­
stigten anerkennt. Kommen als Begünstigte 
mehrere Personen in Betracht, so genügt die 
Stellung des Begehrens durch eine von ihnen. 

(:3) Hat der Begünstigte oder einer-von meh­
reren Begünstigten die Möbet im Zeitpunkt des 
Inkrafttretens dieses Bundesverfa~sungsgesetzes 
bereits inne, so wird das Eigentumsl'echt an den 
Möbeln mit diesem Zeitpunkte zugunsten der 

. Begünstigten neu begründet. In diesem Falle 
bed:arf e,s einer Anerkennung nicht. 

§ 24. (1) Das Begehren auf Anerkennung (§ 23 
Abs. 2) kann nur innerhalb von sechs Monaten 
~h Inkrafttreten dies,es Bundesverfassungsgesetzes 
gestellt werden; es ist schriftlich an die Gebiets­
körpers,cha.ft zu richten. Diese hat sich gegenüber 
der Person, die das Begehren stellt (Einschreiter), 
~chriftlich darüber zu äußern, ob das Begehren 
anerkannt wird. Die Anerkennung darf nur ver­
weigert werden, wenn die Gebietskörperschaft 
zu der Ansicht gelangt, daß der Einschreiter 
nicht als Begünstigter (§ 23 Abs. 1) zur Stellung 
des Begehrenl'l legitimiert ist. Der Eins,chreiter ist 
verpflichtet, die zur Dartuung ~einer Legitima­
tion dienenden Beweismittel auf Verlangen be­
kanntzugeben. Wird das Begehren abgelehnt 
oder binnen sechs Monaten ab Einlangen des 
Begehrens von der Gebietskörperschaft eine 
schriftliche Äußerung riicht abgegeben, so kann 
der Begünstigte die Gehietskörpel'schaft auf An­
erkennung des Eigentumsrechtes klagen. Der 
Klagsanspruch erlischt mit Ablauf von sechs Mo­
naten ab Able,hnung des Begehrens oder, wenn 
die Gebietskörperschaft eine schriftliche Auße­
rung nicht abgegeben hat, mit Ablauf von zwölf 
Monaten ah Ste'llung des Begehrens auf An­
erkennung ,bei der Gebietskörpers,chaft. 

(2) Ist die Gebietskörperschaft Inhaberin der 
Möbel, so kann der Einschreiter mit dem Klage­
begehren auf Anerkennung das auf Herausgabe 
der Möbel vef'binden. 

(3) Hat die Gehietskörpef's,chaft die Benützung 
der Möbel gemäß dem XIV. Hauptstück des 
Nationalsozialistengesetzes, BGBL Nr. 25/1947, 
Abschnitt II Z. 6 Abs. 2 einem Dritten über­
lassen, so hat sie diesen von der Anerkennung 
(Ahs. 1) unverzüglich zu verständigen und den 
~egünstigten hievon mit der Bekanntgabe in 
Kenntnis zu setzen, wo sich die Möbel befinden. 
Sobald der Dritte von der Anerkennung durch 
die Gebietskörpers,chaft Kenntnis erlangt, erli~cht 
sein Rechtstitel zur weiteren Benützung der 
Möbel. Der Begünstigte hat in diesem Falle den 
Anspruch auf Herausgabe gegen jeden Inhaher 
der Möbel; der Mangel der Legitimation kann 

ihm vom Herausgahepflichtigen nicht entgegen­
gehalten wel'den. 

(.1) Hat der Einschreiter die Gebietskörper­
schaft gemäß Abs. 1 auf Anerkennung geklagt 
und ist sie nicht Inhaberin der Möbel, 'so erlischt 
der Rechtstitel für die Benützung der Möbel mit 
der Rechtskraft des die Gebie!Jlkörpers'chaft zur 
Anerkennung verpflichtenden geri,chtlichen Titels. 
Hievon hat die Gebietskörpers,chaft den Inhaber 
der Möbel unverzüglich zu verständigen. Im 
übrigen gilt Abs. 3 oSinngemäß. 

(5) Die Bestimmungen des Abs,. 3 und des 
kbs. 4 sind im Falle des § 28 Abs. 3 nicht an~ 
zuwenden. 

§ 25. (1) Der Begünstigte hat. die Möbel an 
dem Orte, wo sie sich im Zeitpunkte der Her­
a~gabe befinden, auf eigene Kosten und Gefahr 
zu übernehmen. Kommen nach § 23 Abs. 1 Z. 2 
lit. b mehrere Begünstigte in Betradlt, so ist der 
Herausgabepflichtige - unbes'chadet eines anders 
lautenden gerichtlichen Titels (§ 24 Abs. 2 
bis 4) - durch die Herausgabe an einen dieser 
Begünstigten von seiner Herausgabepflicht be­
freit. 

(2) Die Gebietskörperschaft ist nicht zum Er­
satz yon Besch,ädigungen und Verlusten verpflich­
tet, die his zur Neu'begründung ,des Eigentums­
rechtes (§ 23 Abs. 2) an den Möbeln entstanden 
sind; bei später eingetretenem Schaden ist die 
Ersatzpflicht der Gebietskörperschaft nur bei 
Vorsatz oder grober Fahr.lässigkeit ihrer Leute 
gegeben. 

(3) Aus der Stellungnahme der Gebietskörper­
schaft zum Anerkennungsbe-gehren des Einschrei­
ters (§ 24 Abs. 1) kann ein Sehadenersatzanspruch 
nicht abgeleitet werden. Nimmt nach der An­
erkennung durch die Gebietskörperschaft ein 
Begünstigter ein bess,eres Recht auf die Heraus­
gabe der Möbel in Anspruch als der Einschreiter, 
so kann er sich nur an diesen nach Maßgabe der 
Bestimmungen des bürgerlichen Rechtes halten. 
Das gleich,e gilt sinngemäß, sobald der Einschrei­
ter gemäß § 24 Ahs. 1 bis 4 einen gerichtli,chen 
Titel auf Herausgabe der Möbel erlangt hat. 

(4) Ansprüche des Begünstigten gegen P.er­
sonen, denen die Möbel von der Gebietskörper­
schaft zur Benützun.g überlassen worden sind, 
für Beschädigungen oder Verluste richten sich 
nach dem zwis,chen. dem Benützer und der Ge­
bietskörper,scha.ft bisher bestandenen Rechtsver­
hältnis. Wenn der Benützer die Herausgabe der 
Möbel ungerechtfertigterweise verzögert, haftet 
er von da an auch füt zufäUig eingetretene 
Beschädigungen oder Verluste. Hins'ichtlich der 
von ihm gemachten Aufwendung,en ist er als 
Ges,chäftsführer ohne Auftrag anzusehen. 

(5) Ansprüche auf Ersatz des Schadens für Be­
schädigungen der im § 23 genannten Möbel so­
wie Ansprüche auf Ersatz von Aufwendungen 
können nach Ablauf von vier Wochen s'eit der 
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übergabe an den Begünstigten nicht mehr gel­
tend gemacht werden. 

(6) Für die Schadenersatzansprüche gilt hin­
sichtlich mehrerer Begünstigter Abs. 1 zweiter 
Satz sinngemäß. 

§ 26. Soweit Möbel der im § 23 Abs. 1 
bezeichneten Art von der Gebietskörperschaft 
vor dem Inkrafttreten dieses Bundesverfassungs­
gesetzes veräußert wOl'den sind, kann der Be­
günstigte binnen sechs, Monaten ab Inkrafttreten 
dies·es Bundesverfassungsgesetzes die Herausgabe 
des Erlöse,s verlangen. Im übrigen ist § 23 Abs. 1 
sinngemäß anzuwenden. 

§ 27. (1) Über Möbel, an denen das Eigentums­
recht für. einen Begünstigten nach Maßgabe des 
§ 23 nicht begründet wird, kann die Gebiets­
körperschaft ohne Rück.~icht auf bestehende 
Rechtstitel Dritter zur Benützung frei verfügen. 
Die Be~timmungen des § 28 wel'den hiedurch 
nicht berührt. 

er 
(2) Wenn ein Begünstigter, für den das Eigen-

tumsrecht an Möbeln na.ch Maßgabe des § 23 
begründet wurde, soweit sid1 diese in Verwah­
rung der Gebietskörperschaft befinden, dieser 
gegenüber s.chriftlich die Erklärung abgibt, die 
Mi:>bel nicht zu übernehmen, oder sie binnen 
zwei Monaten l!ach Vel"'ständigung von der An­
erkennung des Begehrens nicht übernimmt (§ 25 
Abs. 1), so sind diese Möbel so zu behandeln, 
als ob das Eigentumsrecht für den Begünstigten 
nicht begründet worden wäre. Im Falle einer 
Mehrheit von Begünstigten tritt diese RedHs­
folge nur ein, wenn bei allen, die den Antrag 
auf Anerkennung des Eigentumsl'echtes geste'l1t 
haben, die Voraussetzungen des ersten Satzes 
zutreffen. 

§ 28. (1) Durch die Bestimmungen der §§ 23 
bis 27 werden Ansprüche auf Grund der RüCk­
stellungsgesetze nicht be'rührt . 

. (2) Das Eigentumsrecht an Möbeln, die dem 
Eigentümer aus einem der im § 1 des Gesetzes 
vom 10. Mai 1945, StGBl. Nr. 10, über d,ie Er­
fassung arisierter und anderer im Zusammen­
hang mit der nationalsozialistischen Machtüber­
nahme entzogenen Vermögenschahen, genannten 
Gründe auf die dort angegebene Weise entzogen 
und auf Grund der Bestimmungen der Vermö­
gensentziehungs-Anmeldungsverordnung, BGBL 
Nr. 166/1946, angemeldet worden sind, kann 
nach den Vor,schriften des, § 23 dieses Bundes­
verfassungsgesetzes nicht begründet werden. 

(3) Hat eine Person (Abs. 2) oder deren Rechts­
nachfoLger (§ 23 Abs. 1 Z. 2 lit. b) Möbel der 
im § 23 Abs. 1 bezeichneten Art, die dieser Per­
son aus einem der im § 1 des Gesetzes vom 
10. Mai 1945, StGBI. Nr. 10, über die Erfassung 
arisierter und anderer im Zusammenhang mit 
der nationalsozialistisChen Machtübernahme ent­
zogenen Vermögens,chaften, genannten Gründe 
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entzogen worden sind, im Zeitpunkt des Inkraft­
tretens dieses Bundesverfas·sungsgesetzes bereits 
inne, so wird das Eigentumsrecht an den Möbeln 
zugunsten eines solchen Inhabers mit diesem 
Zeitpunkt begründet. Im übTigen gelten für die 
Rechte und Pflichten der Beteiligten sinngemäß 
die Bestimmungen' des Dritten Rück.stellungs­
gesetzes, BGBL Nr. 54/1947. 

(4) Ist an Möbeln, hinsid1tlich deren ein Rück.­
stellungsanspruch (Abs. 1) besteht, das E)gen­
tums,recht nach den Vorschri:ften der §§ 23 bis 
27 für einen Begünstigten neu begründet wor­
den, hat dies,e'r die Möbel in der Folge veräußert 
und kann der Rück.stellungsansprudl infolge der 
Veräußerung nicht mehr durchgesetzt werden, 
so kann der Rückstellungsanspruch auf den hie­
für erzielten Erlös ge'rid1tet werden. Erfolgte 
die Veräußerung unentgeltlich oder war der 
Erlös geringer als der Verkehrswert der Möbel 
zur Zeit der Veräußerung, so tritt al1J SteHe des 
Erlöses ein Geldbetrag in der Höhe dieses Ver­
kehrswertes. Dies gi'lt sinngemäß für Möbel, die 
gemäß § 27 Abs. 2 dieses Bundesverfassungs­
gesetzes frei verfügbares Eigentum der Gebiets­
körperschaft geworden sind, wenn in folge na·ch­
träglicher Verfügung der Gebietskörperschaft die 
Durchsetzung des Anspruches auf Rückstellung 
der Möbel unmöglich geworden ist. 

§ 29. Der übergang von Möbeln an die im 
§ 23 Abs. 1 Z. 2 genannten Rechtsnachfolger ist 
von den im Zusammenhang mit dem Erbanfall 
und mit der Durchführung des Verlassenschafts­
verfahr-ens entstehenden öffentliffi-en Abgahen, 
Bundesverwaltungsabgaben, Gerichts- und Justiz·· 
verwaltungsgebühren befreit. ' 

Be s tim m u n gen übe r die u n t erd a s 
X I V. Hau pt s t ü c k, Ab s c h n i t t I I I 
des N a t ion als Ü' z i a I ist eng e set 'he s, 
BGBL Nr. 25/1947, fallenden Möhel. 

§ 30. Die nach dem XIV. Hauptstück, Ab­
schn~tt III Z. 8 Abs. 4 des Nationalsozialisten­
gesetzes, BGBL Nr. 25/1947, eingetretene An­
forderung von Möbeln verliert mit Ablauf von 
zwei Monaten na,ch dem Inkrafttreten dieses 
Bundesve·rfassungsgesetzes ihre Wirksamkeit. 

§ 31. (1) Vorläufige Benützungsherechtigungen 
für Möbel, hinsichtlich deren nach dem 
XIV. Hauptstück, AbschnittIII Z. 8 Abs. 4. des 
Nationalsozialistengesetzes, BGBl. Nr. 25/1947, 
die Anforderung kraft Gesetzes ein@etreten 
ist, und endgültige Zuweisungen nach dem 
XIV. Hauptstück, Abschnitt III Z. 8 Abs. 5 des 
Nationalsozialistengesetzes, BGBI. Nr. 25/1947,· 
verlieren mit Ablauf von zwei Monaten nach 
dem Inkrafttreten dieses Bundesverfassungs­
gesetzes ihre Wirksamkeit. Das gleiche gilt fUr 
die von einer' Gemeinde ausgesprochenen Be­
nützungsherechtigungen (Benützung~bewinigun­
gen) für Möbel, hinsichtlich deren die Anfor-
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derung nicht eingetreten ist, Bofern diesle Be­
nützungsberechtigungen (BenützungsbewiUigun­

'gen) nicht bereits aufgehoben worden sind. 
(2) Zugleich mit der vorläufig'en Benützungs­

berechtigung (Benützungshewilligung) bezie­
hungsweise mit der endgültigen Zuweisung endet 
auch ein aUenfalls zwischen der Gemeinde und 
dem Benützer hinsichtlich der Möbel abgeschlos­
sener Mietvertrag. 

§ 32. (1) Gegenüber dem Herausga,beanspruch 
des Eigentümers st-eht dem bisher Benützungs­
berechtigten ein Zurückbehaltungslrecht an den 
Möbeln zu, wenn sie ihm sdbst oder einer Per­
son, deren Erbe (Legatar) er ist, auf die im § 1 
des Gesetzes vom 10. Mai 1945, StGBl. Nr. 10, 
über die Erfas1sung arisierter und anderer im 
Zusammenhang mit der nationals'Ozialistischen 
Machtübernahme entzogenen Vermögenschaften, 
genannte Weise entzogen worden sind. 

(2) Das Zurückbehahungsrechterlischt, sobald 
von der zu~tändigen Behörde über den Rüc.!"stel­
lungsanspruch rechtSkräftig entschieden worden 
oder die Frist für die Erhebung eines Rückstel­
lungsanspruches auf Grund des im § 14 Abs. 5 
des Dritten RücksteHungsgesetzes verheißenen 
Gesetzes abgelaufen ist. 

§ 33. (1) Der Henützungsberechtigte kann ver­
langen, daß die Gemeinde, welche die vorläufige 
Benützungsberechtigung 'Oder die endgültige Zu­
weisung ausgesprochen ,hat, ihm mitteilt, in wes­
sen Eigentum, Hesitz 'Oder Innehabung sich die 
Möbel vor Erteilung der Benützungsbere,chtigung 
beziehungsweise ,der endgültigen Zuweisung be­
funden haben. 

(2) Personen, die Eigentumsr-echte an den 
Möbeln für sich rrn Anspruch nehmen, können 
innerha.Jb 'von sechs Monat,en nach dem Inkraft­
treten dies-es Bundesv.erfassung.sgesetzes verlan­
gen, daß die im Abs. 1 bezeichnete Gemeinde 
ihn:en mitteilt, zu wess-en Gunsten eine Be­
nützungsbere-chtigung oder -eine endgüloige Zu­
weisung für die Möbel aus-~esprochenwurde und 
wo sie sich befinden. 

(3), Das Verlangen an die Gemeinde ist schrift­
lich zu stellen. Die Mitteilun,g muß längstens bin­
nen vier Wochen nach Erhalt des Verlangens 
schriftJ.ich gemacht werden. 

§ 34. Folgt der bisher Benützungsberechtigte 
di-e Möbel an ,den in der Mitteilung der Gemeinde 
(§ 33 Abs. 1) genannten Eigentümer oder, falLs 
ein solcher nicht angegeben ist, an den dari,n ge­
nannten Besitzer oder falls auch dieser nicht an­
gegeben ist, an den danin genannten Inhaber, be-

, ziehungsweise an die Rechtsnachfolger dies,er Per­
sonen aus, so kann der wallre Eigentümer aus 
diesem Grunde einen aHfäUigen Schadenersatzan­
spruch gegen den bishe-rBenützungsberechtigten 
nur dann erheben, wenn dieser wußte, daß die 
Person, an die er die Möbel ausgefolgt hat, nicht 
Eigentümer war. 

§ 35. (1) Unt-erläßtes die Gemeinde, die im 
§ 33 Abs. 1 bezeichnete Mittei.lung fristgerecht 
zu machen, so ist sie verpflichtet, auf Verlangen 
des bisher Benützungsber,echtigten an se,iner Stelle 
als bekl:lJgte Partei in den gegen ihn auf Heraus­
gabe de,r Möbel eingeleiteten Rechtsstreit einzu­
treten. Eüne sülche Verpflichtung besteht jedoch 
nur, we,nn der bisher Benütz.ungsberechtigte das 
V-erlangen binnen ,drei Tagen nach Zustellung der 
Klage mittels eingeschriebenen Briefes an di.e Ge­
meinde richtet und ihr gleichzeitig erklärt, daß 
er die Möbel zu ,ihrer Verfügung hält. Das Ver­
langen hat die erforderlichen Mitteilungen über 
den eingdeiteten Rechtsstreit zu enthal~en. 
Gleichschriften des Verla.ngens sind an das Pro­
zeßgericht und an die klagende Partei zu richten. 
Das Gericht hat die Gemeinde zur Verhandlung 
zu laden. 

(2) Bei ZutI'effen dflr Voraussetzungen hat das 
Gericht bei der ersten Tagsatzung oder, falls eine 
solche nicht angeordnet ist, bei der -ersten zur 
mündlichen Streitverhandlung bestimmten Tag­
satzung den ,Eintritt der Gemeinde ,als beklagte 
Partei in den Re(+lti,streit festzustellen. Die Zu­
stimmung der klagenden Partei ist nicht erfor­
derlich. Der Eintritt der Gemeinde wird erst mit 
Rechtskraft des Beschlusses wirksam; damit 
scheidet der bishet:ig.e Beklagte aus dem Verfah­
ren aus. 

§ 36. (1) Der Eigentümer hat die Möbel an 
dem Ort, wü s,ie sich im Zeitpunkt der Heraus­
gabe befinden, auf eigene Küsuen und Gefahr zu 
übernehmen. 

(2) Besteht an den MöbeLn Miteigentum, so ist 
der Herausgabepflichtige v~n seiner Herausgabe­
pflicht befreit, wenn er, süfern nicht ein anders 
lautender gerichtlicher Titel entgegensteht, die 
Möbel an einen der Miteigentümer herausgegeben 
hat. ' 

§ 37. (1) Ansprüche -des Eigentümers geg-en den 
bisher Benützungsberechtigten wegen Beschädi­
gung oder Verlustes der Möbel auf Ersatz des 
Schadens richten sich, wenn und solange zwischen 
dem Benützungsbere·chtigten und der Gemeinde 
hinsichtlich der Benützung ein Mietvertrag be­
standen hat, nach den auf dies-en anwendbaren 
Bestimmungen; andernfalls is't der bisher Be­
nützungsbereGhtigte zum Ersatz insovi-eit ver­
pflicht-et als die vün ihm zu vertretenden ß.eschä­
digunge~ und Verluste nicht dur-ch den bestim­
mungsgemäßen Gebrauch bedingt waren. 

(2) Verzögert der bisher Benützungsberech­
ügte die Herausgabe der Möbel in ungerechtfer­
tigter Weise, S'O haftet er von da an auch für zu­
fällig eingetretene Beschäd-igungen 'Oder Verluste. 

(3) Der bisher Benützungsberechtigte ist hin~ 
sichtlich der vün ihm gemachten Aufwendungen 
als Geschäftsführer ohne Auftrag anzus-ehen. 

§ 38. (1) Ansprüche auf Ersatz des Schadens für 
Beschädigungen und auf Ersatz von Aufwendun-
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gen an den Möbeln könn'en nach Ablauf von 
vier Wochen seit deren übergabe an den Eigen­
tümer nicht mehr geltend gemacht wel'den. 

(2) Für Schadenersatzansprüche von Miteigen­
tümern gilt § 36 Abs. 2 sinngemäß. 

§ 39. Soweit die Gemeinde für die Benützung 
von Möbeln, hinsichtlich deren die Anforderung 
gemäß § 30 oder der Benützungstitel gemäß § 31 
erloschen ist, von dem bisher Benützungsberech­
tigten ein Entgelt erhalten hat, kann der Eigen­
tümer der Möbel dessen Herausgabe innerhalb 
eines Jahres nach Inkrafttretcn dieses Bundes­
verfassungsgesetzes verlangen. 

§ 40. (1) Möbel, hinsichdich deren die Anforde­
rung gemäß § 30 oder der Benützungsritel gemäß 
§ 31 erloschen ist, gehen mit Ablauf von sechs 
Monaten nach Erlöschen der Anforderung oder 
des Benützungstitels, frühestens jedoch nach Ab­
lauf eines Monates nach der Mitteilung der Ge­
meinde gemäß § 33 Abs. 2 in das Eigentum der 
Gemeinde, welche die vorläufige Benützungsbe­
rechtigung oder die endgültige Zuwe,isung ausge­
sprochen hat, über, sofern nicht der Eigentümer 
bis zu diesem Zeitpunkt ,in: den Besitz der Möbel 
gelangt ist oder zumindest die Klage auf Heraus­
gabe eingebracht hat. 

(2) Die Gemeinde hat diese Möbel gegen Zah­
lungeines Betrages, der dem Verkehrswert der 
Möbel ,im Zeitpunkt der Veräußerung entspricht, 
auf Ansuchen -des bisher Benützungsberechtigten 
in des~en ßigentum zu übertragen; das Ansuchen 
muß innerhalb eines Monats nach Ablauf der im 
Abs. 1 genannten F.rist gest:ellt werden. 

(3) Die Gemeinde hat die Eingänge aus den 
Zahlungen nach Abs. 2, sowe~t sie nicht gemäß 
§ 41 der Befriedigung eines Rückstellungs­
anspruches dienen, für Fürsorgezwecke zu ver­
wenden. 

§ 41. Werden Möbel, hinsichtlich deren die 
Anforderung gemäß § 30 oder der Benützungs­
titel gemäß § 31 erloschen ist, vom Eigentümer 
oder von der Gemeinde (§ 40) veräußert und 
kann infolgedessen ein allfälliger Rückstellungs­
anspruch hinsichtlich dieser Möbel nicht mehr 
durchgesetzt werden, so kann der Rückstellungs­
anspruch auf den hiefür erzielten Erlös gerichtet 
werden. Sind die Möbel unentgeltlich veräußert 
worden oder war der Erlös geringer als der Ver­
kehrswert der Möbel zur Zeit der Veräußerung, 
so tritt an Stelle des Erlöses ein Geldbetrag in 
der Höhe dieses Verkehrswertes. 

Artikel VI. 

Bestimmungen aufdem Gebiete des 
Wir t s c h a f t s s ä u b e run g s g e s -e t z e s. 

§ 42. Die V orschr-iften des Wirtschaftssäube­
rungsgesetzes 1947, BGBl. Nr. 92, treten, soweit 
sie noch in Geltung stehen, mit dem Inkrafttre­
ten dieses Bundesverfassungsgesetz-es außer Kraft. 
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§ 43. Für Personen, die von Maßnahmen nach 
dem Wirtschaftssäuberungsgesetz 1947 betroffen 
worden sind, gilt § 8 mit fol.gender Einschrän­
kung: 

1. Die im § 7 Abs. 1 und 3 des W~rtschafts­
säuberungsgesietzes 1947 genannren Ansprüche, 
nicht jedoch Ansprüche nach § 7 Abs. 1 des Wirt­
schaftssäuberungsgesetzes 1947, soweit es sich um 
Anwartschaften handelt, leben mit dem Inkr-aft-­
treten dieses Bundesverfassungsgesetzes wieder 
auf, wenn die zur Erfüllung dieser' Ansprüche be­
stimmten Einrichtung-en -noch bestehen; 

2. die Leistungen gebühren in der Höhe, in der 
sie bei Wirksam werden der Maßnahmen nach dem 
Wirtsch'aftss,äuberungs1gesetz 1947 gebührt haben 
(§ 7 Abs. 3 des Wirtschaftssäuberungsgesetzes 
1947) oder gebührt hätten (§ 7 Abs. 1 des Wirt­
schaftssäuberungsgesetzes 1947), wenn der Verlust 
des Anspruches nicht eingetreten wäre; 

3. lebt ein Anspruch auf Grund der Vor­
schr,iften der Z. 1 wieder auf, so entfallen Unter­
haltsbeiträge, ,die auf Grund des §7 Abs. 2 des 
Wirtschaftss,äuberungsges,etzes 1947 gewährt wur­
den, ab dem Zeitpunkt, ab dem ein auf Grund 
eines wiederauflehenden Anspruches zus,tehender 
Ruhe- 'Oder Versor,gungsgenuß tatsächlich ausbe­
zahlt wird; Unterhaltsbeiträge, die für die Zeit 
ab dem Inkrafttreten dieses, Bundesverfassungs­
gesetzes his zum Zeitpunkt ,der Auszahlung des 
Ruhe- beziehungswe,ise Versorgung.sgenusses aus,­
bezahlt werden, können auf diesen angerechnet 
werden. 

4. Kürzungen, die auf Grund des' § ~ Abs. 4 
des Wirtschaftssäuberungsgesetzes 1947 eingetreten 
sind, entfallen mit dem Inkrafttreten dieses Bun­
desverfassungsgesetzes. 

Artikel VII. 

Besonder,e B,estimmungen über die 
ö ff end ich e:n B e die n s te te n. 

§ 44. (1) Die auf Grund des § 14 des Verbots­
gesetzes, StGBl. Nr. 13/1945, erfolgte Entlassung 
aus dem öff,entlichen Dienst ist rückwirkend auf-
,gehoben. -

(2) Ein'e Nachz,ahlung von Bezugsvorschüssen 
im Sinne des § 3 Abs. 2 Beamten-überleitungs~ 
gesetz, StGBl. Nr. 134/1945, oder Bezügen findet 
nicht statt. 

§ _ 45. (1) Wel"den Personen von einem öffent­
Iich-rechtlichen Dienstgeber auf einen Dienst­
posten de-r neugebildeten Personalstände über­
nommen oder im: den Ruhestand versetzt, S'O hat 
der zuständige T,räger der Pensionsversicherung 
für Zeiten, für die 3JufGrund einer gesetzlich 
vorgeschriebenen Nachversicherung Beiträge ent­
r,ichtet wurden, diese Bei,träge ,dem öffentlich­
rechtlichen Dienstgeber rückzuerstatten, wenn 
di,eser d~e Zeiten für die Bemessung des Ruhege­
nusses zur Gänze unbedingt anrechnet. Sind vor 
der übernahme in ,die neugebildeten p.ersonal­
stände oder vor ,der Vers'etz:ung in den Ruhe-
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stand L'eistungen aus der Pensionsversicherung 
angefallen, so sind die vom Träger der Pensions­
versich'erung geleisteten Zahlungen diesem vom 
öffentlich-rechtHch'en Dienstgeber zu erstatten" 

(2) Werden Zeiten für die Bemessung des Ruhe­
genusses angerechnet, die vom 13. März 1938 bis 
30. April 1945 bei reichsd'eutschen Dienststellen 
(§ 1 des Behörden-Überleitungsgesetzes, StGBl. 

-Nt. 94/1945) zurückgelegt wurden, so sind diese 
Zeiten bei der Gewährung einer Rente aus der 
Pensions,versicherung n~cht zu berücksichtigen; 
demgemäß ,entfällt für diese Zeiten sowohl die 
Entrich,tung von Beiträgen gemäß § 9 des Bundes­
gesetzes vom 8. JuE 1948, BGBl. Nr. 177, über 
die Regelung sozi:alversicherungsrechtLicher Ver­
hältnisse alUs Anlaß der Aufnahme in ein öff-ent­
lich-rechtliches Dienstverhältnis oder beim Aus­
scheiden aus eiI1!em solch'en als auch die Leistung 
eines Überweis,ungsbetrages gemäß § 531 des 
Allg,emeinen Sozialversicherunlgsgesetzes, BGBl. 
Nr. 189/1955. 

(3) Die Behandlung nach dem Beamten-Über­
leitungsgesetz, StGBl. Nr. 134/1945, oder gleich­
artigen Bestimmungen gemäß § 9 erfolgt nur auf 
Antrag. Der Antrag ist inp.erhalb von s'echs 
Monaten ab Inkrafttreten dieses Bundesverfas­
sungsgesetzes bei der für diedienstre,chtliche Ver­
fügung zuständigen SteHe einzubringen. Die Ver­
säumn~s der Frist kann in berücksichtigungswür­
digel1! FäHen, im Bereiche des Bundes vorn zu­
ständigen Bundesministerium im Einvernehmen 
mit dem Bundeskanzleramt, nachgesehen werden. 
Mit dem Zeitpunkt der übemahme in die neu­
gebildeten Personalstände beziehungsweise der 

-- ---------------;------

Wirksamkeit der Versetzung in den Ruhestand 
erlöschen alle Ansprüch'e aus der 'Pensiol1JSver­
sicherung, di,e aus Versicherungsmonaten erhoben 
werden können, für die die RückentattuI1!g der 
Beiträge vorg'esehen ist. Der Antrag auf die 
Rückerstattung der Nachversicherungsbeiträge ist 
vom öffentlich-rechtliche,n Dienstgeber binnen 
18 Mona tJen nach überrt,ahmein die neugeb~lde­
ten Persol1!aIstände oder nach Wirksamwerden 
der Versetzung in den Ruhestand beim zuständi­
gen Träger der Pensionsversicherung zu stellen. 

(4) Die Abs. 1 bis 3 finden auf Personen sinn­
gemäß An!wendung, die als Nationalsozialisten 
nach dem 5. Juni 1945 entlassen wurden, jedoch 
schon vor dem Inkrafttreten dieses Bun,desver­
fassungsgesetzes Von einem öffentlich-rechtlichen 
Dienstgeber auf einen Dienstposten der neugebil­
deten Personalstände übernommen oder in den 
Ruhestami vers-etzt wurden und für die Nachver­
sicherungsbeiträge ,entrichtet wurden oder zu ent­
richten wären. Als Zeitpunkt der übernahme in 
die neugebildeten PersoI1!alstände beziehungsweise 
Versetzung in den Ruhes,tand gilt in diesen Fäl­
len fiir die Anwendung der Abs. 1 bis 3 der 
auf das Inkrafttreten dieses Bundesverfassungs­
gesetzes näch'stfolgende Monatserste. 

(5) Die vorstehenden Bestimmungen gelten 
sinngemäß für v-ersorgungsberechtigte Hinter­
bliebene der in den Abs. 1 und 4 genannten Per­
sonen. 

Artikel VIII. 

§ 46. Mit ,der Vollziehung dieses Bundesver­
fassungsgesetzes ist die Bundesregierung betraut. 
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Bundesgesetz vom 1957 
über eine Amnestie für politische Straftaten 

(Amnestie 1957). 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Einstellung von Strafverfahren. 

§ 1. (1) Ein Strafverfahren ist nicht einzuleiten: 
1. wegen der in den §§ 58 bis 61, 65, 66, 68 bis 

80, 279 bis 305 und 308 des Strafgesetzes und in 
den §§ 1, 2, 4 und 5 des Staatsschutzgesetzes, 
BGEL Nr. 223/1936, mit Strafe boorohten Hand-
lungen; . 

2. wegen der in den §§ 81 bis 86, 152, 153 und 
157, 312 bis 314, 411 und 412, 459 und 468 des 
Straftgesetzes und im § 10 des Staatsschutz­
gesetzes, BGBl. Nr. 223/1936, mit Strafe bedroh­
ten Handlungen, wenn die Tat aus politischen 
Beweggründen begangen worden ist; 

3. wegen der in den Art. I bis III der Straf­
gesetznovelle 1862, RGBL Nr. 8/1863, mit Strafe 
bedrohten Handlungen; 

4. wegen der in den Gesetzen zum Schutze der 
Arbeits-, der Wahl-, der Versammlungs- und der 
Koalitionsfreiheit mit gerichtlicher Strafe be­
drohten Handlungen; 

5. wegen der übertretung nach § 2 des Uni­
form-Verbotsgesetzes, BGBL Nr. 15/1946; 

6. wegen Vorschubleistung in Beziehung auf 
eine der vorstehend angeführten strafbaren 
Handlung,en (§§ 211 bis 219 und 307 des Straf­
gesetzes); 

7. wegen Vernachlässigung der pflichtmäßigen 
Sorgfalt nach § 30 ,des Bundesgesetzes· vom 
7. April 1922, BGBL Nr. 218, über die Presse, 
in der geltenden Fassung, sofern der Inhalt des 
Druckwerkes den Tatbestand einer der vorste­
hend angeführten strafbaren Handlungen be­
gründet. 

(2) Ist ein Strafverfahren schon eingeleitet wor­
den, so ist es einzustellen, soweit es sich auf 
solche str~fbare Handlungen bezieht, und zwar 
auch dann, wenn vor dem Tage ,der Kund­
machung dieses Bundesgesetzes das verurteilende 
Erkenntnis erster Inst"anz zwar schon gefäHt, 
aber noch· nicht in Rechtskraft erwachsen ist, es 
wäre denn, daß dagegen ein Rechtsmittel ein­
gebracht worden ist und der Angeklagte eine 
Entscheidung begehrt. Wurde oder wird ein 
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schon rechtskräftig abgeschlossenes Strafverfah­
ren wieder aufgenommen, so ist es nicht ein­
zustellen, wenn der Beschuldigte seine Durch­
führung begehrt. 

(3) Die Bestimmungen des Abs. 1 und 2 sind 
nur anzuwenden, wenn die Tat vor dem 27. Juli 
1955 begangen worden ist. 

Strafnachsicht; 

§ 2. (1)' Allen Personen, die vor dem Tage der 
Kundmachung ,dieses Bundesgesetzes wegen einer 
oder mehrerer der im § 1 Ahs. 1 bezeichneten 
vor dem 27.· Juli 1955. begangenen straf­
baren Handlungen zu Geld- oder Freiheitsstrafen 
verurteilt worden sind, sind diese Strafen - so­
weit sie noch nicht vollstreckt sind - nachgese­
hen. Den vordem Tage der Kundmachung ,dieses 
Bundesgesetzes rechtskräftig verhängten Strafen 
stehen in einem später rechtskräftig abgeschlos­
senen Verfahren verhängte Strafen glekh, vor­
ausgesetzt, daß das Erkenntnis erSter Instanz 
schOtll vor dem Tage der Kundmachung .dieses 
Bundesgesetzes ,gefällt war. 

(2) Personen, die mit demselben Urteil auch 
anderer strafbarer Handlungen schuldig erkannt 
worden sind, ist nur der Teil der Strafe nach­
gesehen, der die Strafe übersteigt, dif wegen 
dieser anderen strafbaren Handlungen allein ver­
hängt worden wäre. 

Kostenerlaß und Tilgung der Verurteilung. 

§ 3. (1) Wird dem Verurteilten nach § 2 Abs. 1 
Strafnachsicht zuteil oder nur deshalb nicht zu­
teil, weil die Strafe schon verbüßt ist oder als 
verbüßt gilt oder weil er nicht mehr lebt, so 
werden folgende Begünstigungen gewährt: 

1. die noch nicht bezahlten Kosten des Straf­
verfahrens und des Strafvollzuges sind nachge­
lassen; 

2. die Verurteilung ist getilgt. 

(2) Wird dem Verurteilten nach § 2 Abs. 2 nur 
ein Teil der Strafe 11achgesehen oder wird ihm 
eine solche teilweise Strafnachsicht nur deshalb 
nicht zuteil, weil die Straf; schon verbüßt ist 
oder als verbüßt gilt oder weil er nicht mehr 
lebt, so sind die Kosten des Strafvollzuges inso­
weit nachgelassen, als sie für den Strafteil zu 
bezahlen wären, der nach diesem Bundesgesetz 
nachgesehen ist oder wäre. Die Kosten des Straf-
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verfahrens werden in emem solchen Falle nicht 
nachgelassen. 

(3) Unter den in Abs. 2 bezeichneten Voraus­
setzungen ist die Verurteilung nur insoweit ge­
tilgt,als sie sich auf den Schuldspruch wegen der 
unter dieses Bundesgesetz fallenden strafbaren 
Handlungen und auf den Teil der Strafe bezieht, 
der nach § 2 Abs. 2 nachgesehen ist oder wäre. 

§ 4. (1) über die Einstellung des Strafverfah­
rens, die Nachsicht von Strafen, den Nachlaß der 
Kosten des Strafverfahrens und des' Strafvoll­
zuges und die Tilgung der Verurteilung ent­
scheidet außerhalb einer Hauptverhandlung der 
Gerichtshof erster Instanz in einer Versammlung 
von drei Richtern, und zwar 

1. wenn in der Hauptsache ein Geschwornen­
gericht zu entscheiden hätte oder -schon entschie­
den hat, der Gerichtshof, bei dem das Verfahren 
anhängig ist oder an dessen Sitz das Geschwornen­
gericht getagt' hat; 

2. wenn in der Hauptsache ein Bezirksgericht 
als erste Instanz zu entscheiden hätte oder schon 
entschieden hat, der übergeordnete Gerichtshof; 

3. in allen anderen Fällen der Gerichtshof, der 
in der Hauptsache als erste Instanz zu entscheiden 
hätte oder schon entschieden hat. 

(2) Stellt sich die Notwendigkeit der Entschei­
dung über die. Verfahrens einstellung in der 
Hauptverhandlung heraus, so entscheidet das er­
kennende Gericht, im Geschwornengerichtsver­
fahren der Schwurgerichtshof gemeinsam mit den 
Geschwornen. Das Bezirksgericht jedoch hat die 
Hauptverhandlung abzubrechen und die Ent­
scheidung dem übergeordneten Gerichtshof zu 
überlassen. 

delegieren (§ 62 und 63 Ahs. 1 der Strafprozeß­
ordnung); die Delegierung kann jedes der Ge­
richte beantragen. 

, (4) Das Gericht entscheidet nach Anhörung des 
Staatsanwaltes durch Beschluß. Stimmen der Vor­
sitzende und der Staatsanwalt überein, daß die 
Amnestie anzuwenden sei und welche Begünsti­
gung sie gewähre, so bedarf es nicht der Be­
schlußfassung des Senates oder des erkennenden 
Gerichtes. 

(5) über die Einstellung des Verfahrens und 
über die Strafnachsicht entscheidet das Gericht 
auf Antrag oder von Amts wegen. Ober den 
Nachlaß der Kosten des Strafverfahrens und des 
Strafvollzuges und über die Tilgung der Verur­
teilung entscheidet es auf Antrag, von Amts 
wegen nur dann, wenn der Verurteilte noch lebt 
und das Gericht aus was immer für einem An­
laß wahrnimmt, daß die Amnestie anzuwenden 
ist. 

(6) Antragsberechtigt sind der Verdächtige (Be­
schuldigte, Angeklagte, Verurteilte) und der 
Staatsanwalt. 

(7) Ist der Verurteilte verstorben, so kann 
jeder, der ein rechtliches Interesse am Nachlaß 
der Kosten des Strafverfahrens oder Strafvoll­
zuges oder an der Tilgung der Verurteilung dar­
tut, den Ausspruch hegehren, daß die Kosten 
nachgelassen sind oder die Verurteilung ge­
tilgt ist. 

(8) Gegen Entscheidungen nach diesem Bundes­
gesetz steht dem Verdächtigen (Beschuldigten, 
Angeklagten, Verurteilten), dem Antragsteller 
und dem Staatsanwalt die Beschwerde offen. Die 
Beschwerde kann binnen vierzehn Tagen erho­
ben werden und hat aufschiebende Wirkung. 

(3) Hätten zwei oder mehrere Gerichte Ent- Schlußvorschrift. 
scheidungen nach diesem Bundesgesetz zu fällen, § 5. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes 
so ist von Amts wegen eines dieser Gerichte zu ist das Bundesministerium für Justiz betraut. 

217 der Beilagen VIII. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original)26 von 27

www.parlament.gv.at



• 

Bundesgesetz vom 1957, 
womit . das Staatsbürgerschafts-Überleitungs­
gesetz 1949, BGBI. Nr. 276, in der Fassung 
des Bundesgesetzes vom 15. Dezember 1951, 

BGBI. Nr. 12/1952, abgeändert wird. 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I. 

Das Staatshürgerschafts - Überleitungsgesetz 
1949, BGBl. Nr. 276, in der Fassung des Bundes-" 
gesetzes vom 15. Dezember 1951, BGBl. Nr. 12/ 
1952, wird wie folgt geändert: 

§ 4 Abs. 3 hat zu lauten: 

,,(3) Ausgebürgerte Personen (Abs. 1 und 2) 
können den Antrag auf Widerruf ihrer Ausbür~ 
gerung bis 31. Dezember 1958 bei der Behörde 
stellen, die seinerzeit den eingetretenen Verlust 
der Bundesbürgerschaft ausgesprochen hatY 

Artikel II. 

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist, 
soweit sie dem Bunde zusteht, das Bundesmini­
sterium für Inneres: soweit sie einem Bundes­
lande zukommt, die Landesregierung betraut. 
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